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Landrat Kai Emanuel (2.v.r.) mit Laudatoren und Gewinnern der Wirtschaftspreise von Torgauer Zeitung, Oschatzer Allgemeine 
und LVZ Delitzsch/Eilenburg. Anfang November hatte der Landkreis Nordsachsen zum Empfang der Wirtschaft in den Festsaal 
des Heide Spa Bad Düben eingeladen. Im Rahmen dieser Veranstaltung vergeben die drei Heimatzeitungen aller zwei Jahre 
jeweils einen Preis an erfolgreiche Unternehmen aus ihrem Verbreitungsgebiet – diesmal an Gramon Fassadenbau in Graditz, 
Profiroll Technologies in Bad Düben und die Cavertitzer Elektromontage GmbH in Schirmenitz. Des Landrats einführende Worte 
zur wirtschaftlichen Lage in Nordsachsen würdigten die Regionalzeitungen in ihrer Berichterstattung übrigens als „Mut-Rede“. 
� Foto: Landratsamt

Empfang der Wirtschaft
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Pressestelle

Ausschreibungen des Landratsamtes Nordsachsen
Aktuelle Stellenausschreibungen sowie Leistungsausschreibungen nach VOB, VOF und VOL finden Sie ab sofort im Internet
unter www.landkreis-nordsachsen.de.

Zentrale Haupteinwahlen
Verwaltungsstandort Torgau 	�  03421 758-0
Verwaltungsstandort Delitzsch 	�  034202 988-0
Verwaltungsstandort Oschatz 	�  03435 984-0
Verwaltungsstandort Eilenburg 	�  03423 7097-0

Bürgerbüros
Bürgerbüro Torgau 		�   03421 758-1371
Bürgerbüro Delitzsch 		�   034202 988-1336
Bürgerbüro Oschatz 		�   03435 984-1380
Bürgerbüro Eilenburg 		�   03423 7097-1355

Bereich Landrat
Büro Landrat 			�    03421 758-1001
Büro Kreistag 			�    03421 758-1015
Stabsstelle Medien und
Kommunikation 		�   03421 758-1013
Amt für Wirtschaftsförderung und
Landwirtschaft 			�    034202 988-1050
Finanzverwaltung	 03421 758-2001
Stabstelle Beteiligungsverwaltung	 034202 988-5301
Rechnungsprüfungsamt 		�   03421 758-1090
Gleichstellungsbeauftragte 	�  03421 758-1070

Dezernat – Hauptverwaltung
Dezernent 			�    03421 758-1102
Kommunalamt 			�    03421 758-1202
Haupt- und Personalamt 		�   03421 758-1502
Schul- und Liegenschaftsamt 	�  03421 758-7002
Eigenbetrieb Bildungsstätten
Landkreis Nordsachsen 		�   03421 7739-300

Dezernat – Bau und Umwelt
Beigeordneter und Dezernent 	�  03423 7097-4001
Umweltamt 			�    03423 7097-4102
Vermessungsamt 		�  03423 7097-3401
Gutachterausschuss 		�   03423 7097-3450
Bauordnungs- und Planungsamt 	�  03423 7097-3102
Amt für Ländliche Neuordnung 	�  03423 7097-3202
Straßenbauamt 			�    03423 7097-3301

Dezernat – Ordnung
Dezernentin 			�    034202 988-5001
Straßenverkehrsamt 		�   034202 988-5101
Lebensmittelüberwachungs- und
Veterinäramt 			�    034202 988-5201
Amt für Migration und Ausländerrecht� 034202 988-5301
Ordnungsamt 			�    034202 988-5401
Gesundheitsamt 			�    03421 758-6302

Dezernat – Soziales
Dezernentin 			�    03421 758-6002
Jugendamt 			�    03421 758-6101
Sozialamt 			�    03421 758-6202

Telefonische Erreichbarkeit des Landratsamtes Nordsachsen
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Pressestelle

Landratsamt bildet Verwaltungsfachange-
stellte, Straßenwärter und Geomatiker aus

Beim Landratsamt Nordsachsen läuft aktuell die Bewerbungs-
frist für die am 1. September 2018 beginnende dreijährige Aus-
bildung zur/zum Verwaltungsfachangestellten, Straßenwärter 
sowie Geomatiker. 

Bewerber im Verwaltungssegment sollten einen Abschluss der 
Realschule bzw. das Abitur mit guten Ergebnissen, insbeson-
dere in den Fächern Deutsch, Mathematik und Gemeinschafts-
kunde besitzen sowie Interesse an Bürotätigkeit, Verwaltungs- 
und Rechtsfragen haben.

Als Voraussetzung für künftige Straßenwärter gelten der Ab-
schluss der Realschule bzw. das Abitur mit guten Ergebnis-
sen, insbesondere in den Fächern Mathematik und Physik, die 
Tauglichkeit für die Führerscheinklasse C und CE, technisches 
Verständnis sowie Interesse an handwerklicher Tätigkeit sowie 
eine gute Beobachtungsgabe, Beweglichkeit, Ausdauer und 
Wetterunempfindlichkeit.

Für die Geomatiker-Ausbildung ist neben dem Abschluss der 
Realschule oder dem Abitur mit guten Ergebnissen, insbeson-
dere in den Fächern Mathematik, Deutsch, Physik und Geo-
grafie Interesse an der Datenverarbeitung sowie Bürotätigkeit 
wünschenswert.

Die Bewerbungsfrist beim Landratsamt Nordsachsen, Haupt- 
und Personalamt, 04855 Torgau oder an bewerbung@lra-nord-
sachsen.de (Anlagen bitte im pdf-Format) endet am 31. De-
zember 2017. Nähere Informationen sind auf der Internetseite 
des Landkreises unter www.landkreis-nordsachsen.de Land-
ratsamt/Karriere zu finden.

Mitteilungen Büro Kreistag

Mitteilung des Büros des Kreistages

Die 16. öffentliche / nicht öffentliche Sitzung des Kreisaus-
schusses findet am

Mittwoch, dem 15. November 2017, 18.00 Uhr,
im Landratsamt Nordsachsen, 
Schloss Hartenfels, 
Flügel D, 1. Obergeschoss, 
"Heinrich-Schütz-Saal", 
Schlossstraße 27, 04860 Torgau,

statt.

TAGESORDNUNG		�   Drucks.-Nr.

1	 Eröffnung der Sitzung, Begrüßung, Feststellung der 	
Beschlussfähigkeit durch den Vorsitzenden des 

	 Ausschusses und Bestätigung der Niederschrift 
	 vom 30.08.2017		
2	 Beratung und Beschlussfassung einer Beschlussvorlage	

	
2.1	 Spenden, Schenkungen und ähnliche 
	 Zuwendungen	�  2- 343/17
3	 Informationen und Anfragen		

Es schließt sich eine nicht öffentliche Sitzung an. Die nicht 
öffentliche Tagesordnung beinhaltet Vorlagen, welche zur Be-
schlussfassung für den Kreistag vorberaten werden. 
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In der 14. öffentlichen Sitzung des Jugendhilfeausschusses am 24. Oktober 2017 wurden folgende Beschlüsse gefasst:

Betreff		�   Beschluss-Nr.             
➢	 Projektförderung gem. „Richtlinie für Gewährung von Zuschüssen zur Fachkraftförderung in der Kinder- 
	 und Jugendarbeit sowie Familienbildung des Landkreises Nordsachsen" für 2018 – Sozialraum Torgau	�  036/17 JHA
➢	 Projektförderung gem. „Richtlinie für Gewährung von Zuschüssen zur Fachkraftförderung in der Kinder- 
	 und Jugendarbeit sowie Familienbildung des Landkreises Nordsachsen" für 2018 – Sozialraum Eilenburg� 037/17 JHA
➢	 Projektförderung gem. „Richtlinie für Gewährung von Zuschüssen zur Fachkraftförderung in der Kinder- und 
	 Jugendarbeit sowie Familienbildung des Landkreises Nordsachsen" für 2018 – Sozialraum Taucha	�  038/17 JHA
➢	 Projektförderung gem. „Richtlinie für Gewährung von Zuschüssen zur Fachkraftförderung in der Kinder- und 
	 Jugendarbeit sowie Familienbildung des Landkreises Nordsachsen" für 2018 – Sozialraum Delitzsch	�  039/17 JHA
➢	 Projektförderung gem. „Richtlinie für Gewährung von Zuschüssen zur Fachkraftförderung in der Kinder- und 
	 Jugendarbeit sowie Familienbildung des Landkreises Nordsachsen" für 2018 – Sozialraum Oschatz	�  040/17 JHA
➢	 Projektförderung gem. „Richtlinie für Gewährung von Zuschüssen zur Fachkraftförderung in der Kinder- und 
	 Jugendarbeit sowie Familienbildung des Landkreises Nordsachsen" für 2018 – Sozialraum Schkeuditz	�  041/17 JHA
➢	 Projektförderung gem. „Richtlinie für Gewährung von Zuschüssen zur Fachkraftförderung in der Kinder- und 
	 Jugendarbeit sowie Familienbildung des Landkreises Nordsachsen" -  Schulsozialarbeit im 
	 Sozialraum Delitzsch für 2018	�  042/17 JHA
➢	 Projektförderung gem. „Richtlinie für Gewährung von Zuschüssen zur Fachkraftförderung in der Kinder- und 
	 Jugendarbeit sowie Familienbildung des Landkreises Nordsachsen"  - Schulsozialarbeit im Sozialraum 
	 Torgau für 2018	�  043/17 JHA
➢	 Projektförderung gem. „Richtlinie für Gewährung von Zuschüssen zur Fachkraftförderung in der Kinder- und 
	 Jugendarbeit sowie Familienbildung des Landkreises Nordsachsen" - Schulsozialarbeit im 
	 Sozialraum Eilenburg für 2018	�  044/17 JHA
➢	 Projektförderung gem. „Richtlinie für Gewährung von Zuschüssen zur Fachkraftförderung in der Kinder- 
	 und Jugendarbeit sowie Familienbildung des Landkreises Nordsachsen" - Schulsozialarbeit im Sozialraum 
	 Taucha für 2018	�  045/17 JHA
➢	 Projektförderung gem. „Richtlinie für Gewährung von Zuschüssen zur Fachkraftförderung in der Kinder- 
	 und Jugendarbeit sowie Familienbildung des Landkreises Nordsachsen" - Schulsozialarbeit im Sozialraum 
	 Schkeuditz für 2018	�  046/17 JHA
➢	 Projektförderung gem. „Richtlinie für Gewährung von Zuschüssen zur Fachkraftförderung in der Kinder- und 
	 Jugendarbeit sowie Familienbildung des Landkreises Nordsachsen" - Schulsozialarbeit im Sozialraum 
	 Oschatz für 2018	�  047/17 JHA

Die hier genannten Beschlüsse können im Landratsamt Nordsachsen, Schlossstraße 27, 04860 Torgau, Büro des Kreistages 
(Zimmer 335) eingesehen werden.
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Amt für Wirtschaftsförderung,
Landwirtschaft und Tourismus

Existenzgründerberatungen
In engem Zusammenwirken mit Banken, der Agentur für 
Arbeit, der IHK zu Leipzig und der Handwerkskammer 
Leipzig können alle Bürger, die an einer Existenzgründung 
interessiert sind, kostenlose Beratungsleistungen in An-
spruch nehmen.
Existenzgründerberatungen der WFG – Wirtschaftsförde-
rungsgesellschaft mbH des Landkreises Nordsachsen und 
des Amtes für Wirtschaftsförderung und Landwirtschaft 
des Landkreises Nordsachsen werden wie folgt durchge-
führt:

In Delitzsch
Haus der Wirtschaft, August-Bebel-Straße 2
donnerstags in der Zeit von 13.00 bis 16.00 Uhr
Zur Terminabstimmung wenden Sie sich bitte an 
Herrn Dr. Tilo Köhler-Cronenberg, Telefon 034202 988-
1058 oder tilo.koehler-cronenberg@lra-nordsachsen.de.

In Oschatz
Landratsamt Nordsachsen, Außenstelle Oschatz, Zi. 64
Friedrich-Naumann-Promenade 9, 04758 Oschatz
mittwochs in der Zeit von 13.00 bis 16.00 Uhr
Eine Terminvereinbarung ist unbedingt erforderlich. 
Bitte wenden Sie sich diesbezüglich an 
Frau Müller, Telefon 03421 758-1053 oder 
Sabine.Mueller@lra-nordsachsen.de.

In Torgau
Landratsamt Nordsachsen
Schlossstraße 27, Flügel C, Zi. 226, 04860 Torgau
(kein fester Beratungstag)
Wir bitten um vorherige Terminabstimmung mit Frau Müller, 
Tel. 03421 758-1053 o. Sabine.Mueller@lra-nordsachsen.de.

Amt für Wirtschaftsförderung und Landwirtschaft Öffentlicher Hinweis
Information an Landwirte und 

Landwirtschaftsbetriebe
Die Untere Landwirtschaftsbehörde hat über die Genehmi-
gung zum Verkauf des nachstehenden Grundstückes nach 
dem Grundstückverkehrsgesetz (GrdstVG vom 28. Juli 1961) 
zu entscheiden:

Leistungsfähige landwirtschaftliche Unternehmen, die zur Auf-
stockung ihres Betriebes am Erwerb des Grundstückes inte-
ressiert wären, wird Gelegenheit gegeben, dem Landratsamt 
Nordsachsen, Amt für Wirtschaftsförderung und Landwirt-
schaft, bis zum 23.11.2017 ihr Erwerbsinteresse schriftlich zu 
bekunden und mitzuteilen, welchen Preis sie bei einer eventu-
ell gegebenen Erwerbsmöglichkeit anbieten würden.
Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass die Mitteilung eines 
Erwerbsinteressenten keinerlei Erwerbsansprüche begründet 
und den Absender nicht zum Beteiligten am Verwaltungsver-
fahren macht.

 

Rentzsch
SGL Landwirtschaft

Öffentlicher Hinweis
Information an Land-/Forstwirte und 

Land-/ Forstwirtschaftsbetriebe
Die Untere Landwirtschaftsbehörde hat über die Genehmi-
gung zum Verkauf der nachstehenden Grundstücke  nach dem 
Grundstückverkehrsgesetz (GrdstVG vom 28. Juli 1961) zu 
entscheiden:

Leistungsfähige land- und forstwirtschaftliche Unternehmen, 
die zur Aufstockung ihres Betriebes am Erwerb des Grundstü-
ckes interessiert wären, wird Gelegenheit gegeben, dem Land-
ratsamt Nordsachsen, Amt für Wirtschaftsförderung und Land-
wirtschaft, bis zum 23.11.2017 ihr Erwerbsinteresse schriftlich 
zu bekunden und mitzuteilen, welchen Preis sie bei einer even-
tuell gegebenen Erwerbsmöglichkeit anbieten würden.
Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass die Mitteilung eines 
Erwerbsinteressenten keinerlei Erwerbsansprüche begründet 
und den Absender nicht zum Beteiligten am Verwaltungsver-
fahren macht.

 

Draheim
SB Landwirtschaft 

 
  

 
 

 

Öffentlicher Hinweis 
 

Information an Landwirte und Landwirtschaftsbetriebe 
 
 
Die Untere Landwirtschaftsbehörde hat über die Genehmigung zum Verkauf des nachstehenden 
Grundstückes nach dem Grundstückverkehrsgesetz (GrdstVG vom 28. Juli 1961) zu entscheiden: 
 
 
 

Gemarkung 
(Gemeinde) 

Flurstücks-
Nr. 

Größe in 
ha 

Nutzungsart gem. Angaben im    
Vertrag / Katasterkarte 

Neusornzig  
(Gde. Mügeln, Stadt) 

33/1 0,9056 Landwirtschaftsfläche (0,8323 ha), 
Gebäude- und Freifläche (0,0733 ha) 

 
 
Leistungsfähige landwirtschaftliche Unternehmen, die zur Aufstockung ihres Betriebes am Erwerb des 
Grundstückes interessiert wären, wird Gelegenheit gegeben, dem Landratsamt Nordsachsen,  
Amt für Wirtschaftsförderung und Landwirtschaft, bis zum 23.11.2017 ihr Erwerbsinteresse schriftlich zu 
bekunden und mitzuteilen, welchen Preis sie bei einer eventuell gegebenen Erwerbsmöglichkeit anbieten 
würden. 
Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass die Mitteilung eines Erwerbsinteressenten keinerlei 
Erwerbsansprüche begründet und den Absender nicht zum Beteiligten am Verwaltungsverfahren macht. 
 

 
  

 
Rentzsch 
SGL Landwirtschaft 

  
 

 
 
  
 

 

 
  

 
 

 

Öffentlicher Hinweis 
 

Information an Land- / Forstwirte und Land- / 
Forstwirtschaftsbetriebe 

 
 
Die Untere Landwirtschaftsbehörde hat über die Genehmigung zum Verkauf des nachstehenden 
Grundstückes nach dem Grundstückverkehrsgesetz (GrdstVG vom 28. Juli 1961) zu entscheiden: 
 
 
 

Gemarkung 
(Gemeinde) 

Flurstücks-
Nr. 

Größe in 
ha 

Nutzungsart gem. Angaben im    
Vertrag / Katasterkarte 

Beerendorf Flur 5  
(Gde. Delitzsch, Stadt) 

177 1,9680 H 

 
 
Leistungsfähige land- und forstwirtschaftliche Unternehmen, die zur Aufstockung ihres Betriebes am Erwerb  
des Grundstückes interessiert wären, wird Gelegenheit gegeben, dem Landratsamt Nordsachsen,  
Amt für Wirtschaftsförderung und Landwirtschaft, bis zum 26.10.2017 ihr Erwerbsinteresse schriftlich zu 
bekunden und mitzuteilen, welchen Preis sie bei einer eventuell gegebenen Erwerbsmöglichkeit anbieten 
würden. 
Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass die Mitteilung eines Erwerbsinteressenten keinerlei 
Erwerbsansprüche begründet und den Absender nicht zum Beteiligten am Verwaltungsverfahren macht. 
 

 
  

 
Rentzsch 
SGL Landwirtschaft 

  
 

 

  
  

 
 

Öffentlicher Hinweis 
 

Information an Land-/Forstwirte und Land-/ 
Forstwirtschaftsbetriebe 

 
 
Die Untere Landwirtschaftsbehörde hat über die Genehmigung zum Verkauf der nachstehenden Grundstücke  
nach dem Grundstückverkehrsgesetz (GrdstVG vom 28. Juli 1961) zu entscheiden: 
 
 

Gemarkung 
(Gemeinde) 

Flurstücks-
Nr. 

Größe in 
ha 

Nutzungsart gem. Angaben im    
Vertrag / Katasterkarte 

Schildau Flur 6  
(Gde. Belgern-Schildau, 
Stadt) 

82             0,2559 Holz 

Schildau Flur 7  
(Gde. Belgern-Schildau, 
Stadt) 

44/4           0,8076 Holz 

 
 
Leistungsfähige land- und forstwirtschaftliche Unternehmen, die zur Aufstockung ihres Betriebes am Erwerb  
des Grundstückes interessiert wären, wird Gelegenheit gegeben, dem Landratsamt Nordsachsen, Amt für 
Wirtschaftsförderung und Landwirtschaft, bis zum    23.11.2017    ihr Erwerbsinteresse schriftlich zu bekunden 
und mitzuteilen, welchen Preis sie bei einer eventuell gegebenen Erwerbsmöglichkeit anbieten würden. 
Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass die Mitteilung eines Erwerbsinteressenten keinerlei 
Erwerbsansprüche begründet und den Absender nicht zum Beteiligten am Verwaltungsverfahren macht. 

 
  

 
Draheim 
SB Landwirtschaft  
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Aktenzeichen: 110/Be/081.9.0-307/2017/TO

B e s t a l l u n g s u r k u n d e
Gemäß Artikel 233 § 2 Abs. 3 EGBGB wird hiermit die

Stadt Belgern-Schildau,
Belgern,
Markt 3,

04874 Belgern-Schildau,

vertreten durch die Sachbearbeiterin, Frau Peggy Hauffe, zum 
gesetzlichen Vertreter und zur Wahrnehmung der Eigentümer-
interessen folgender Personen bestellt, da die Eigentümer-
rechtsnachfolge nicht zu ermitteln war für die

unbekannten Erben nach
Ernst Köhler, geb. 18.09.1897, gest. 07.11.1977,

Johanna Ruth Model, geb. Köhler, geb. 03.11.1922, 
gest. 12.08.2015 sowie 

dem Eigentümer unbekannten Aufenthaltes
Anna Alexander, geb. Köhler, geb. 04.03.1901

bezüglich des im Grundbuch von Lausa Blatt 75 
verzeichneten Grundstückes 

Flurstücke 177, 186 und 189 der Flur 5 
der Gemarkung Lausa. 

Mit Ausfertigung dieser Bestallungsurkunde wird die Be-
stallungsurkunde des Landratsamtes Nordsachsen vom 
08.09.2017 mit sofortiger Wirkung aufgehoben.

Dem gesetzlichen Vertreter obliegt die Vertretung vorbezeich-
neten Eigentümers gemäß     § 16 VwVfG i. V. m. §§ 1915, 1793 
BGB. Es besteht ein Bedürfnis, die Vertretung des Grundstück-
eigentümers gemäß Art. 233 § 2 Abs. 3 Satz 1 EGBGB sicher-
zustellen.

Das Bedürfnis der Bestellung geht aus dem Antrag des Land-
ratsamtes Nordsachsen, Amt für Ländliche Neuordnung, vom 
09.02.2017 hervor. Demnach ist ein Flurbereinigungsverfahren 
in Bockwitz vorgesehen.

Nachstehende Grundstücksverfügungen bedürfen gemäß §§ 
1821 ff. BGB der vorherigen Genehmigung durch die Bestal-
lungsbehörde:

✓ Veräußerung an Dritte	 	
✓ Grundstückstausch
✓ Auseinandersetzung der Gemeinschaft	 	
✓ Abschluss von Pachtverträgen
✓ Veräußerung eines Miteigentumsanteiles	 	
✓ Belastung mit beschränkt dinglichen Rechten des BGB u. a.

Soweit durch Rechtshandlungen des gesetzlichen Vertreters 
finanzielle Erlöse erzielt werden, sind diese durch den Vertreter 
mündelsicher bei einem anerkannten Kreditinstitut anzulegen. 
Der Bestallungsbehörde ist hierüber ein Nachweis zu erbrin-
gen.

Die Beendigung der Bestellung erfolgt durch Abberufung 
durch die Bestallungsbehörde, soweit ein gesetzlicher Grund 
hierfür eingetreten ist.
Nach erfolgter Abberufung hat der Vertreter die Bestallungsur-
kunde der erlassenden Behörde auszuhändigen.

Fleischer
Dezernent

Dezernat Hauptverwaltung

Aktenzeichen: 110/Be/081.9.0-305/2017/TO

B e s t a l l u n g s u r k u n d e
Gemäß Artikel 233 § 2 Abs. 3 EGBGB wird hiermit die

Gemeinde Beilrode,
Bahnhofstraße 21,

04886 Beilrode,

vertreten durch den Bürgermeister, Herrn René Vetter, zum 
gesetzlichen Vertreter und zur Wahrnehmung der Eigentümer-
interessen folgender Personen bestellt, da die Eigentümer-
rechtsnachfolge nicht zu ermitteln war für die

unbekannten Erben nach
Olga Emma Glöckner, 

geb. Schroller, geb. 30.03.1921, gest. 03.04.1990 

bezüglich des im Grundbuch von Döbrichau Blatt 143 
verzeichneten Grundstückes 

Flurstück 52 der Flur 4 der Gemarkung Döbrichau. 

Dem gesetzlichen Vertreter obliegt die Vertretung vorbezeich-
neten Eigentümers gemäß     § 16 VwVfG i. V. m. §§ 1915, 1793 
BGB. Es besteht ein Bedürfnis, die Vertretung des Grundstück-
eigentümers gemäß Art. 233 § 2 Abs. 3 Satz 1 EGBGB sicher-
zustellen.

Das Bedürfnis der Bestellung geht aus dem Antrag der Ge-
meinde Beilrode vom 11.01.2017 hervor. Demnach ist ein Ver-
kauf des Grundstückes vorgesehen.

Nachstehende Grundstücksverfügungen bedürfen gemäß §§ 
1821 ff. BGB der vorherigen Genehmigung durch die Bestal-
lungsbehörde:

✓ Veräußerung an Dritte	 	
✓ Grundstückstausch
✓ Auseinandersetzung der Gemeinschaft	 	
✓ Abschluss von Pachtverträgen
✓ Veräußerung eines Miteigentumsanteiles	 	
✓ Belastung mit beschränkt dinglichen Rechten des BGB u. a.

Soweit durch Rechtshandlungen des gesetzlichen Vertreters 
finanzielle Erlöse erzielt werden, sind diese durch den Vertreter 
mündelsicher bei einem anerkannten Kreditinstitut anzulegen. 
Der Bestallungsbehörde ist hierüber ein Nachweis zu erbrin-
gen.

Die Beendigung der Bestellung erfolgt durch Abberufung 
durch die Bestallungsbehörde, soweit ein gesetzlicher Grund 
hierfür eingetreten ist.
Nach erfolgter Abberufung hat der Vertreter die Bestallungsur-
kunde der erlassenden Behörde auszuhändigen.

Fleischer
Dezernent
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Aktenzeichen: 110/Be/081.9.0-310/2017/TO

B e s t a l l u n g s u r k u n d e
Gemäß Artikel 233 § 2 Abs. 3 EGBGB wird hiermit die

Gemeinde Beilrode,
Bahnhofstraße 21,

04886 Beilrode,

vertreten durch den Bürgermeister, Herrn René Vetter, 
zum gesetzlichen Vertreter und zur Wahrnehmung der 
Eigentümerinteressen folgender Person bestellt, dem

 
Eigentümer unbekannten Aufenthaltes

Karl Möllmer, geb. unbekannt

bezüglich des im Grundbuch von Großtreben Blatt 112 
verzeichneten Grundstückes 

Flurstück 12 der Flur 9 der Gemarkung Großtreben. 

Dem gesetzlichen Vertreter obliegt die Vertretung vorbezeich-
neten Eigentümers gemäß     § 16 VwVfG i. V. m. §§ 1915, 1793 
BGB. Es besteht ein Bedürfnis, die Vertretung des Grundstück-
eigentümers gemäß Art. 233 § 2 Abs. 3 Satz 1 EGBGB sicher-
zustellen.

Das Bedürfnis der Bestellung geht aus dem Antrag des Land-
ratsamtes Nordsachsen, Amt für Ländliche Neuordnung, vom 
10.04.2017 hervor. Demnach ist ein Flurbereinigungsverfahren 
in Großtreben vorgesehen.

Nachstehende Grundstücksverfügungen bedürfen gemäß §§ 
1821 ff. BGB der vorherigen Genehmigung durch die Bestal-
lungsbehörde:

✓ Veräußerung an Dritte	 	
✓ Grundstückstausch
✓ Auseinandersetzung der Gemeinschaft	 	
✓ Abschluss von Pachtverträgen
✓ Veräußerung eines Miteigentumsanteiles	 	
✓ Belastung mit beschränkt dinglichen Rechten des BGB u. a.

Soweit durch Rechtshandlungen des gesetzlichen Vertreters 
finanzielle Erlöse erzielt werden, sind diese durch den Vertreter 
mündelsicher bei einem anerkannten Kreditinstitut anzulegen. 
Der Bestallungsbehörde ist hierüber ein Nachweis zu erbrin-
gen.

Die Beendigung der Bestellung erfolgt durch Abberufung 
durch die Bestallungsbehörde, soweit ein gesetzlicher Grund 
hierfür eingetreten ist.
Nach erfolgter Abberufung hat der Vertreter die Bestallungsur-
kunde der erlassenden Behörde auszuhändigen.

Fleischer
Dezernent

Aktenzeichen: 110/Be/081.9.0-331/2017/DZ

B e s t a l l u n g s u r k u n d e
Gemäß Artikel 233 § 2 Abs. 3 EGBGB wird hiermit die

Gemeinde Schönwölkau,
Wölkau,

Parkstraße 11,
04509 Schönwölkau,

vertreten durch den Bürgermeister, Herrn Volker Tiefensee, 
zum gesetzlichen Vertreter und zur Wahrnehmung der Eigentü-
merinteressen folgender Personen bestellt, da die Eigentümer-
rechtsnachfolge nicht zu ermitteln war für die

unbekannten Erben nach
Friedrich Hermann Unterbeck, geb. 1862, gest. 15.11.1931

bezüglich des im Grundbuch von Krippehna Blatt 145 
verzeichneten Grundstückes 

Flurstück 14 der Flur 4 der Gemarkung Krippehna. 

Dem gesetzlichen Vertreter obliegt die Vertretung vorbezeich-
neten Eigentümers gemäß     § 16 VwVfG i. V. m. §§ 1915, 1793 
BGB. Es besteht ein Bedürfnis, die Vertretung des Grundstück-
eigentümers gemäß Art. 233 § 2 Abs. 3 Satz 1 EGBGB sicher-
zustellen.

Das Bedürfnis der Bestellung geht aus dem Antrag des Land-
ratsamtes Nordsachsen, Amt für Ländliche Neuordnung, vom 
15.03.2017 hervor. Demnach ist ein Flurbereinigungsverfahren 
in Schönwölkau vorgesehen.

Nachstehende Grundstücksverfügungen bedürfen gemäß §§ 
1821 ff. BGB der vorherigen Genehmigung durch die Bestal-
lungsbehörde:

✓ Veräußerung an Dritte	 	
✓ Grundstückstausch
✓ Auseinandersetzung der Gemeinschaft	 	
✓ Abschluss von Pachtverträgen
✓ Veräußerung eines Miteigentumsanteiles	 	
✓ Belastung mit beschränkt dinglichen Rechten des BGB u. a.

Soweit durch Rechtshandlungen des gesetzlichen Vertreters 
finanzielle Erlöse erzielt werden, sind diese durch den Vertreter 
mündelsicher bei einem anerkannten Kreditinstitut anzulegen. 
Der Bestallungsbehörde ist hierüber ein Nachweis zu erbrin-
gen.

Die Beendigung der Bestellung erfolgt durch Abberufung 
durch die Bestallungsbehörde, soweit ein gesetzlicher Grund 
hierfür eingetreten ist.
Nach erfolgter Abberufung hat der Vertreter die Bestallungsur-
kunde der erlassenden Behörde auszuhändigen.

Fleischer
Dezernent
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Aktenzeichen: 110/Be/081.9.0-334/2017/DZ

B e s t a l l u n g s u r k u n d e
Gemäß Artikel 233 § 2 Abs. 3 EGBGB wird hiermit die

Gemeinde Schönwölkau,
Wölkau,

Parkstraße 11,
04509 Schönwölkau,

vertreten durch den Bürgermeister, Herrn Volker Tiefensee, 
zum gesetzlichen Vertreter und zur Wahrnehmung der Eigentü-
merinteressen folgender Personen bestellt, dem
 

Eigentümer unbekannten Aufenthaltes
Berta Hentzschel, geb. Petzholz, geb. unbekannt

bezüglich des im Grundbuch von Krippehna Blatt 120 
verzeichneten Grundstückes 

Flurstück 89 der Flur 2 der Gemarkung Krippehna. 

Dem gesetzlichen Vertreter obliegt die Vertretung vorbezeich-
neten Eigentümers gemäß     § 16 VwVfG i. V. m. §§ 1915, 1793 
BGB. Es besteht ein Bedürfnis, die Vertretung des Grundstück-
eigentümers gemäß Art. 233 § 2 Abs. 3 Satz 1 EGBGB sicher-
zustellen.

Das Bedürfnis der Bestellung geht aus dem Antrag des Land-
ratsamtes Nordsachsen, Amt für Ländliche Neuordnung, vom 
28.06.2017 hervor. Demnach ist ein Flurbereinigungsverfahren 
in Schönwölkau vorgesehen.

Nachstehende Grundstücksverfügungen bedürfen gemäß §§ 
1821 ff. BGB der vorherigen Genehmigung durch die Bestal-
lungsbehörde:

✓ Veräußerung an Dritte	 	
✓ Grundstückstausch
✓ Auseinandersetzung der Gemeinschaft	 	
✓ Abschluss von Pachtverträgen
✓ Veräußerung eines Miteigentumsanteiles	 	
✓ Belastung mit beschränkt dinglichen Rechten des BGB u. a.

Soweit durch Rechtshandlungen des gesetzlichen Vertreters 
finanzielle Erlöse erzielt werden, sind diese durch den Vertreter 
mündelsicher bei einem anerkannten Kreditinstitut anzulegen. 
Der Bestallungsbehörde ist hierüber ein Nachweis zu erbrin-
gen.

Die Beendigung der Bestellung erfolgt durch Abberufung 
durch die Bestallungsbehörde, soweit ein gesetzlicher Grund 
hierfür eingetreten ist.
Nach erfolgter Abberufung hat der Vertreter die Bestallungsur-
kunde der erlassenden Behörde auszuhändigen.

Fleischer
Dezernent
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Abwasserzweckverband „Mittlere Mulde“

Dezernat Ordnung

Anhörung zum Verfahren zur Auflösung von 
Flurstücken mit getrennt liegenden Teilen 

in der Gemeinde Wiedemar
Im Liegenschaftskataster existieren Flurstücke, welche aus 
getrennt liegenden Teilen bestehen, sogenannte Überhaken-
flurstücke. 
Nach Punkt 7.2 der Liegenschaftskatastervorschrift – VwVLika 
vom 12. Februar 2014, welche zuletzt am 26. Mai 2016 geän-
dert wurde, handelt es sich hierbei um fehlerhafte Bestands-
daten, welche entsprechend durch Zerlegung zu berichtigen 
sind.

Das Vermessungsamt führt unter der 
Antragsnummer 2017-1004048 ein Verfahren zur Auflösung 
der Überhakenflurstücke durch. Betroffen sind folgende 
Flurstücke 

Gemarkung Klitschmar Flur 1 (2282) Flst.: 71/2, 197/39, 
252/48
Gemarkung Klitschmar Flur 2 (2283) Flst.: 21, 79, 166/4, 
435/166
Gemarkung Klitschmar Flur 3 (2284) Flst.: 8, 9
Gemarkung Klitschmar Flur 4 (2285) Flst.: 10/1, 22/1, 29, 
31/2, 98/16, 120/7, 129/19, 130/20, 146/15

Das Vermessungsamt führt unter der 
Antragsnummer 2017-1004049 ein Verfahren zur Auflösung 
der Überhakenflurstücke durch. Betroffen sind folgende 
Flurstücke 

Gemarkung Zschernitz Flur 1 (2428) Flst.: 5/3, 5/4, 44, 53/1, 55, 
64, 97/1, 112/1, 113, 114, 134/1, 259/124, 265/119, 3073/1, 
4075/2

Das Vermessungsamt führt unter der 
Antragsnummer 2017-1004050 ein Verfahren zur Auflösung 
der Überhakenflurstücke durch. Betroffen sind folgende 
Flurstücke 

Gemarkung Pohritzsch Flur 1 (2341) Flst.: 77/2
Gemarkung Pohritzsch Flur 2 (2342) Flst.: 15/1, 18/1, 22, 71/1, 
74/1, 74/2, 90/1, 146/10, 156/16, 197/10, 202/10
Gemarkung Pohritzsch Flur 5 (2345) Flst.: 1, 4, 10, 18/3, 26/2

Das Vermessungsamt führt unter der 
Antragsnummer 2017-1004051 ein Verfahren zur Auflösung 
der Überhakenflurstücke durch. Betroffen sind folgende 
Flurstücke 

Gemarkung Kyhna Flur 1 (2300) Flst.: 2, 3, 4, 7/1, 14/2, 53, 
67, 71, 77, 78, 79, 80, 81, 82/1, 82/2, 82/3, 82/4, 82/5, 83/1, 
83/2, 84, 90, 92, 127/86, 128/86, 147/6, 168/68, 206/94, 234/8, 
261/1, 262/6, 266/63, 267/63, 269/89
Gemarkung Kyhna Flur 3 (2302) Flst.: 13, 38/9, 39/9
Gemarkung Kyhna Flur 4 (2303) Flst.: 6, 13, 20/1

Das Vermessungsamt führt unter der 
Antragsnummer 2017-1004052 ein Verfahren zur Auflösung 
der Überhakenflurstücke durch. Betroffen sind folgende 
Flurstücke 

Gemarkung Kyhna Flur 5 (2304) Flst.: 1/1, 63/4, 85/3, 105, 116, 
149/32, 172/101, 251/29, 297/102, 439/34, 442/37
Gemarkung Kyhna Flur 6 (2305) Flst.: 8/5, 126/29, 127/29, 
128/29, 129/29
Gemarkung Kyhna Flur 8 (2307) Flst.: 3/13, 44/1, 87/1, 195/7, 
201/32, 204/32, 302/40

Das Vermessungsamt führt unter der 
Antragsnummer 2017-1004053 ein Verfahren zur Auflösung 
der Überhakenflurstücke durch. Betroffen sind folgende 
Flurstücke 

Gemarkung Zaasch Flur 1 (2422) Flst.: 2, 4/1
Gemarkung Zaasch Flur 2 (2423) Flst.: 2/1, 7, 8, 9, 15, 16, 17, 
19/1, 20, 21/1, 36, 79/27
Gemarkung Zaasch Flur 3 (2424) Flst.: 21

Das Vermessungsamt führt unter der 
Antragsnummer 2017-1004054 ein Verfahren zur Auflösung 
der Überhakenflurstücke durch. Betroffen sind folgende 
Flurstücke 

Gemarkung Zaasch Flur 4 (2425) Flst.: 2/1, 4/1, 6/1, 7/2, 10
Gemarkung Zaasch Flur 5 (2426) Flst.: 137/1, 277/83
Gemarkung Zaasch Flur 6 (2427) Flst.: 6/1, 18/2

Die Auflösung der Überhakenflurstücke wird in der Weise 
durchgeführt, dass die einzelnen Flurstücksteile eine eige-
ne und neue Flurstücksnummer erhalten, die Buchfläche des 
ehemaligen Flurstückes wird dabei anteilig auf die neuen Flur-
stücke verteilt. An den Umfangsgrenzen werden keine Ände-
rungen vorgenommen. Auch werden in dem Zusammenhang 
auf Grundlage von Luftbilddaten offensichtlich fehlerhaft im 
Liegenschaftskataster geführte Nutzungen dieser Flurstücke 
berichtigt bzw. aktualisiert. Das Verfahren ist kostenfrei.

Die Eigentümer haben hiermit bis zum 12.12.2017 Gelegen-
heit, vorhandene Einwände gegen das Verfahren vorzubrin-
gen. Diese sind schriftlich beim 

Landratsamt Nordsachsen
Vermessungsamt 
Dr.-Belian-Straße 5 
04838 Eilenburg

einzureichen. Zu den allgemeinen Öffnungszeiten des Landrat-
samtes Nordsachsen können die Eigentümer in der Geschäfts-
stelle bei o.g. Adresse auch Einsicht in die Verfahrensakten 
nehmen und sich dazu äußern.

Pahlitzsch
Amtsleiterin
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Bekanntgabe der Offenlegung der 
Änderung von Daten des 

Liegenschaftskatastersnach § 14 
Abs. 6 Sächsisches Vermessungs- und 

Katastergesetz (SächsVermKatG)
Das Vermessungsamt Nordsachsen hat Daten des Liegen-
schaftskatasters geändert:

Antragsnummer: 730_2007_1002679

Betroffene Flurstücke
Gemarkung Schnaditz Flur 4 (3367): 9/1, 9/2, 9/3, 10, 11, 12/1, 
12/2, 12/3, 12/4, 12/5, 12/6, 12/7, 12/8, 12/9, 12/10, 12/12, 
12/14, 12/15, 12/16, 12/17, 12/18, 12/19, 12/20, 12/21, 12/22, 
105/85
Gemarkung Schnaditz Flur 3 (3366): 12/9, 18/2, 18/3, 18/4, 
18/5, 18/6, 18/7, 18/9, 18/11, 18/12, 18/14, 18/15, 141/1, 
156/1, 157/1, 158/1, 158/2, 158/3, 158/5, 159/1, 162/1, 162/2, 
585/157,
Gemarkung Tiefensee Flur 1 (3385): 3, 4

Art der Änderung
1.	 Zerlegung
2.	 Veränderung der tatsächlichen Nutzung mit Änderung 
	 der Wirtschaftsart
3.	 Berichtigung der Flächenangabe
4.	 Berichtigung fehlerhafter Bestandsdaten am Flurstück
5.	 Veränderung der tatsächlichen Nutzung ohne 
	 Änderung der Wirtschaftsart

Allen Betroffenen wird die Änderung der Daten des Liegen-
schaftskatasters durch Offenlegung mitgeteilt und bekannt ge-
macht. Die Ermächtigung zur Bekanntgabe auf diesem Wege 
ergibt sich aus § 14 Abs. 6 SächsVermKatG.

Der Landkreis Nordsachsen ist nach § 2 des SächsVermKatG 
für die Fortführung der Daten des Liegenschaftskatasters sei-
nes Gebietes zuständig. Der Änderung der Daten des Liegen-
schaftskatasters liegen die Vorschriften des § 14 SächsVerm-
KatG zugrunde.

Die Unterlagen liegen ab dem

13.11.2017 bis zum 12.12.2017
in der Geschäftsstelle des

Vermessungsamtes Nordsachsen
Dr.-Belian-Str. 5, 04838 Eilenburg

in der Zeit

Dienstag: 08:30 – 12:00 Uhr und 13:00 – 19:00 Uhr
Donnerstag: 08:30 – 12:00 Uhr und 13:00 – 16:00 Uhr

Freitag: 08:30 – 12:00 Uhr

zur Einsichtnahme bereit. Nach § 14 Abs. 6 Satz 5 SächsVerm-
KatG gilt die Änderung der Daten des Liegenschaftskatasters 
7 Tage nach Ablauf der Offenlegungsfrist als bekannt gegeben.

Für Fragen stehen Ihnen die Mitarbeiter unserer Geschäfts-
stelle während der Öffnungszeiten zur Verfügung. Sie haben 
in der Geschäftsstelle auch die Möglichkeit, die Fortführungs-
nachweise und die weiteren Unterlagen zu den Änderungen 
einzusehen.

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Die Zerlegung und Berichtigung fehlerhafter Bestandsdaten 
am Flurstück stellen einen Verwaltungsakt dar. Gegen diesen 
Bescheid des Landratsamtes Nordsachsen kann innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben wer-
den. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift beim 
Landratsamt Nordsachsen, Schlossstraße 27, 04860 Torgau, 

Bekanntgabe der Offenlegung der 
Änderung von Daten des 

Liegenschaftskatastersnach § 14 
Abs. 6 Sächsisches Vermessungs- und 

Katastergesetz (SächsVermKatG)
Das Vermessungsamt Nordsachsen hat Daten des Liegen-
schaftskatasters geändert:

Antragsnummer: 730_2017_1003730

Betroffene Flurstücke
Gemarkung Altoschatz (6669): 6/10, 136, 172/1, 173/5, 173/6, 
174, 176/2, 176/5, 179, 182/1, 183/2, 183/3, 183/4, 184/1, 
185/1, 185/2, 186/1, 186/3, 187/2, 187/3, 365, 375, 376, 377, 
379/1, 382, 383/3, 387/1, 387/2, 388, 389/1, 389/2, 390/1, 
594/1, 595, 596, 597/1, 604/1, 610, 611/1, 611/2, 612

Antragsnummer: 730_2017_1003731

Betroffene Flurstücke
Gemarkung Altoschatz (6669): 122, 123, 126, 127, 130, 131, 
134, 135, 188, 189, 190, 191, 192, 193, 194, 195, 196, 197, 
198, 199, 200, 201, 202, 203, 212/7, 212/8, 212/9, 214, 215/1, 
215/2, 215/3, 215/4, 216, 217
Gemarkung Oschatz (6668): 1082/1, 1082/2, 1083/2, 1092/14, 
1092/15, 1093, 1095, 1096, 1541/3, 1810/2, 1811/1, 1811/2, 
1815/2, 1815/3, 1816/3, 1817/4, 1819, 1844/20, 1844/21, 
1847, 1849, 1854/2, 1854/3, 1855/1, 1858/1, 1858/2, 1858/3, 
1859/1, 1859/2, 1859/3, 1859/4

Antragsnummer: 730_2017_1003734

Betroffene Flurstücke
Gemarkung Altoschatz (6669): 466, 467, 468, 469, 470, 474, 
475, 476, 477, 478, 479, 480/1, 480/3, 481, 482, 483, 484/3, 
484/4, 484/5, 484/6, 485, 488, 489, 550, 551, 552, 553, 554, 
555, 556, 557, 558, 559, 560, 561, 562, 563, 564, 565, 623, 
624, 664, 665, 666, 667, 674/4, 674/5, 675, 676/2, 676/3, 
676/4, 676/5, 677, 704/1, 704/2, 704/3, 704/4

Antragsnummer: 730_2017_1003797

Betroffene Flurstücke
Gemarkung Zschortau Flur 4 (2442): 17/22
Gemarkung Zschortau Flur 3 (2441): 11/4, 11/6, 11/7, 11/8, 
11/9, 11/10, 11/11, 11/12, 11/13, 11/14, 11/15, 11/16, 11/19, 
11/20, 11/25, 11/26, 11/27, 11/28, 11/29, 11/31, 11/32, 11/86, 
11/259, 11/260, 11/261, 11/262, 11/263, 11/264, 11/347, 13/2, 
23/3, 23/22, 23/41, 23/42, 23/46, 23/47, 23/54, 23/55, 23/56, 
86/2, 92, 100, 102/1, 106, 321/23, 341/23, 388/11, 416/23
Gemarkung Zschortau Flur 2 (2440): 24/2, 25/3, 25/8, 25/9, 
25/10, 25/11, 25/12, 27/4, 27/8, 28/12, 30/8, 30/11, 30/31, 
32/6, 34/10, 34/26, 34/39, 34/40, 34/70, 36/41, 36/42, 36/112, 
53/3, 59/1, 59/3, 59/47, 59/51, 59/53, 59/54, 215/27

beim Staatsbetrieb Geobasisinformation und Vermessung 
Sachsen, Olbrichtplatz 3, 01099 Dresden oder den Außenstel-
len des Landratsamtes Nordsachsen Südring 17, 04860 Tor-
gau; Richard-Wagner-Straße 7a, 04509 Delitzsch; Dr.-Belian-
Straße 4-5, 04838 Eilenburg; Friedrich-Naumann-Promenade 
9, 04758 Oschatz; Fischerstraße 26, 04860 Torgau oder auf 
elektronischem Weg durch Übermittlung einer E-Mail mit qua-
lifizierter elektronischer Signatur nach dem Signaturgesetz an 
die Adresse poststelle@lra-nordsachsen.de-mail.de einzule-
gen. 

Pahlitzsch
Amtsleiterin
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Bekanntgabe der Offenlegung der 
Änderung von Daten des 

Liegenschaftskatastersnach § 14 
Abs. 6 Sächsisches Vermessungs- und 

Katastergesetz (SächsVermKatG)
Das Vermessungsamt Nordsachsen hat Daten des Liegen-
schaftskatasters geändert:

Antragsnummer: 730_2017_1003165

Betroffene Flurstücke
	
Gemarkung Schkeuditz Flur 1 (5623): 20/3
Gemarkung Schkeuditz Flur 3 (5625): 143/3
Gemarkung Schkeuditz Flur 4 (5626): 94, 99, 100, 157
Gemarkung Schkeuditz Flur 6 (5628): 15
Gemarkung Schkeuditz Flur 9 (5631): 86, 157, 235, 394, 396

Antragsnummer: 730_2017_1003166

Betroffene Flurstücke

Gemarkung Schkeuditz Flur 7 (5629): 39, 40, 88/4, 91, 92, 98
Gemarkung Schkeuditz Flur 8 (5630): 176/2, 219, 238/1, 238/2, 
240, 244, 262, 265
Gemarkung Schkeuditz Flur 19 (5641): 4/1, 7, 17, 29, 33/11, 
33/25, 53, 57
Gemarkung Schkeuditz Flur 20 (5642): 58/2, 59/2, 60/2, 61/2, 
62/2, 63/2, 64/2, 65/2, 66/2, 70/3, 71, 72, 73, 74, 75, 76, 77, 78, 
79, 80, 81, 82, 83, 84, 85, 86, 87, 98/21, 139, 151, 233, 245/1

Antragsnummer: 730_2017_1003167

Betroffene Flurstücke
	
Gemarkung Schkeuditz Flur 14 (5636): 261
Gemarkung Schkeuditz Flur 16 (5638): 151/3, 154, 156/2, 
157/2, 158, 159, 166, 167, 168, 169, 173, 175, 176, 177, 178, 
179, 208/3, 228, 272, 413, 414, 418/2, 418/3
Gemarkung Schkeuditz Flur 17 (5639): 79, 80, 82/3, 94/1, 
132/2, 135/2, 136/2, 137/2, 138/2, 192, 194, 195, 197
Gemarkung Schkeuditz Flur 21 (5643): 9, 10, 20/1, 23/1, 26/2, 
35, 37, 56, 75, 78
	
Art der Änderung
1.	Zerlegung
2.	Veränderung der tatsächlichen Nutzung mit Änderung 
	 der Wirtschaftsart
3.	Veränderung der tatsächlichen Nutzung ohne Änderung 
	 der Wirtschaftsart
4.	Veränderung von Gebäudedaten

Allen Betroffenen wird die Änderung der Daten des Liegen-
schaftskatasters durch Offenlegung mitgeteilt und bekannt ge-
macht. Die Ermächtigung zur Bekanntgabe auf diesem Wege 
ergibt sich aus § 14 Abs. 6 SächsVermKatG.

Der Landkreis Nordsachsen ist nach § 2 des SächsVermKatG 
für die Fortführung der Daten des Liegenschaftskatasters sei-
nes Gebietes zuständig. Der Änderung der Daten des Liegen-
schaftskatasters liegen die Vorschriften des § 14 SächsVerm-
KatG zugrunde.

Art der Änderung
1.	 Veränderung der tatsächlichen Nutzung mit Änderung 
	 der Wirtschaftsart
2.	 Veränderung der tatsächlichen Nutzung ohne Änderung 
	 der Wirtschaftsart

Allen Betroffenen wird die Änderung der Daten des Liegen-
schaftskatasters durch Offenlegung mitgeteilt. Die Ermächti-
gung zur Bekanntgabe auf diesem Wege ergibt sich aus § 14 
Abs. 6 SächsVermKatG.

Der Landkreis Nordsachsen ist nach § 2 des SächsVermKatG 
für die Fortführung der Daten des Liegenschaftskatasters sei-
nes Gebietes zuständig. Der Änderung der Daten des Liegen-
schaftskatasters liegen die Vorschriften des § 14 SächsVerm-
KatG zugrunde.

Die Unterlagen liegen ab dem

13.11.2017 bis zum 12.12.2017
in der Geschäftsstelle des

Vermessungsamtes Nordsachsen

Dr.-Belian-Str. 5, 04838 Eilenburg

in der Zeit

Dienstag: 08:30 – 12:00 Uhr und 13:00 – 19:00 Uhr
Donnerstag: 08:30 – 12:00 Uhr und 13:00 – 16:00 Uhr

Freitag: 08:30 – 12:00 Uhr

zur Einsichtnahme bereit. 

Für Fragen stehen Ihnen die Mitarbeiter unserer Geschäfts-
stelle während der Öffnungszeiten zur Verfügung. Sie haben 
in der Geschäftsstelle auch die Möglichkeit, die Fortführungs-
nachweise und die weiteren Unterlagen zu den Änderungen 
einzusehen.

Pahlitzsch
Amtsleiterin
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Dezernat OrdnungDie Unterlagen liegen ab dem

13.11.2017 bis zum 12.12.2017
in der Geschäftsstelle des

Vermessungsamtes Nordsachsen

Dr.-Belian-Str. 5, 04838 Eilenburg

in der Zeit

Dienstag: 08:30 – 12:00 Uhr und 13:00 – 19:00 Uhr
Donnerstag: 08:30 – 12:00 Uhr und 13:00 – 16:00 Uhr

Freitag: 08:30 – 12:00 Uhr

zur Einsichtnahme bereit. Nach § 14 Abs. 6 Satz 5 SächsVerm-
KatG gilt die Änderung der Daten des Liegenschaftskatasters 
7 Tage nach Ablauf der Offenlegungsfrist als bekannt gegeben.

Für Fragen stehen Ihnen die Mitarbeiter unserer Geschäfts-
stelle während der Öffnungszeiten zur Verfügung. Sie haben 
in der Geschäftsstelle auch die Möglichkeit, die Fortführungs-
nachweise und die weiteren Unterlagen zu den Änderungen 
einzusehen.

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Die Zerlegung stellt einen Verwaltungsakt dar. Gegen diesen 
Bescheid des Landratsamtes Nordsachsen kann innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben wer-
den. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift beim 
Landratsamt Nordsachsen, Schlossstraße 27, 04860 Torgau, 
beim Staatsbetrieb Geobasisinformation und Vermessung 
Sachsen, Olbrichtplatz 3, 01099 Dresden oder den Außenstel-
len des Landratsamtes Nordsachsen Südring 17, 04860 Tor-
gau; Richard-Wagner-Straße 7a, 04509 Delitzsch; Dr.-Belian-
Straße 4-5, 04838 Eilenburg; Friedrich-Naumann-Promenade 
9, 04758 Oschatz; Fischerstraße 26, 04860 Torgau oder auf 
elektronischem Weg durch Übermittlung einer E-Mail mit qua-
lifizierter elektronischer Signatur nach dem Signaturgesetz an 
die Adresse poststelle@lra-nordsachsen.de-mail.de einzule-
gen. 

Pahlitzsch
Amtsleiterin

Öffentliche Ausschreibung gemäß § 3 
VOL/A Abschnitt 1 

„Schülerbeförderung im Schülerspezial-
verkehr im Landkreis Nordsachsen“ 

Für den Zeitraum vom 26.02.2018 bis 15.02.2019 werden die 
Beförderungsleistungen im Schülerspezialverkehr im Landkreis 
Nordsachsen ausgeschrieben. Die ausgeschriebenen Leistun-
gen umfassen die schultägliche bzw. wöchentliche Beförde-
rung von Schülern, teilweise mit körperlicher, geistiger oder 
mehrfacher Behinderung im Rahmen der Schülerbeförderung 
zwischen Wohn- und Schulort einschließlich der Rückfahrt. Die 
gesetzlich vorgeschriebene öffentliche Ausschreibung erfolgt 
– in der 45. KW – im Ausschreibungsblatt für Sachsen sowie 
online unter www.eVergabe.de.
Die Vergabeunterlagen stehen ab Veröffentlichung auf der 
Internetpräsenz des Landkreises in der Rubrik Leistungsaus-
schreibungen zum Herunterladen zur Verfügung:
https://www.landkreis-nordsachsen.de/ausschreibung-nach-
voba.html.

   
Huth
Amtsleiter
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Huth 
Amtsleiter 
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Dezernat Soziales

Kinder suchen Familien

Der Pflegekinderdienst sucht Familien für:
–	 Bereitschaftspflege sowie
–	 Vollzeitpflege

Die Pflegeeltern sollten:
–	 liebevoll und tolerant sein
–	 Verständnis für die besondere Situation von Pflegekin-

dern aufweisen
–	 damit leben können, dass Kinder nicht immer perfekt 

sein müssen
–	 Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit dem Jugendamt 

haben

Wir möchten Kindern die Chance geben, ein Leben in 
Geborgenheit in einer Pflegefamilie führen zu können.

Ihre Ansprechpartner:
•	 Bereich Torgau
	 Frau Politschuk
	 Tel.: 03421 7586107
	 Schlossstraße 27, 04860 Torgau

•	 Bereich Delitzsch-Eilenburg
	 Frau Helfer-Thiemecke
	 Tel.: 034202 9886140
	 Richard-Wagner-Str. 7a, 04509 Delitzsch

•	 Bereich Oschatz
	 Frau Renner
	 Tel.: 03435 9846180
	 Friedrich-Naumann-Promenade 9, 04758 Oschatz

Wir helfen Familien und Kindern 
im Landkreis. Helfen Sie mit – 

werden Sie Familienpate!
Wir suchen Frauen und Männer ab 18 Jahre, die sich eh-
renamtlich für ein gesundes und  glückliches Aufwachsen 
von Kindern im Landkreis Nordsachsen engagieren wollen.
Jede Familie braucht gelegentlich Hilfe. Dann ist es schön, 
Verwandte, Freunde oder Nachbarn zu haben, die einem un-
ter die Arme greifen und aushelfen können. Aber nicht alle 
Familien haben diesen Rückhalt. Hier können Familienpaten 
eine gute Alternative sein. Alles, was Sie als Pate brauchen, 
sind Zeit, ein Herz für Kinder und helfende Hände sowie ein 
offenes Ohr für die Eltern.
Familienpaten können Eltern in folgenden Bereichen unter-
stützen …
–	 Kinderbetreuung, um dringende Angelegenheiten auch 

mal allein erledigen zu können
–	 Freizeitaktivitäten mit Kindern gestalten und begleiten
– 	 Unterstützung bei Behördengängen oder Arztbesuchen
–	 Hilfe in Situationen, in denen Mütter/Väter sich belastet 

oder verunsichert fühlen
–	 Gesprächspartner, wenn ein „offenes Ohr“ gebraucht wird
–	 Familienorganisation (Austausch über Haushalts- und 

Zeitplanung)
Was erwartet Sie in Ihrer Tätigkeit als Familienpate:
–	 flexibler und nach Ihren zeitlichen Ressourcen orientierter 

Einsatz in den Familien 
–	 kostenlose Weiterbildungen rund um das Thema Familie 

und Kinder
–	 regelmäßige Ehrenamtstreffen zum Austausch 
–	 Fahrtkostenpauschale und Versicherungsschutz
…	 und nicht zuletzt dankbare Eltern und glückliche Kinder!

 
 

 
 
 
 

Wir	helfen	Familien	und	Kindern	im	Landkreis.	
Helfen	Sie	mit-	werden	Sie	Familienpate!!!	

	

Wir	suchen	Frauen	und	Männer	ab	18Jahre,	die	sich	ehrenamtlich	für	ein	gesundes	und		
glückliches	Aufwachsen	von	Kindern	im	Landkreis	Nordsachsen	engagieren	wollen.	

	
Jede	Familie	braucht	gelegentlich	Hilfe.	Dann	ist	es	schön,	Verwandte,	Freunde	oder	Nachbarn	zu	
haben,	die	einem	unter	die	Arme	greifen	und	aushelfen	können.	Aber	nicht	alle	Familien	haben	
diesen	 Rückhalt.	 Hier	 können	 Familienpaten	 eine	 gute	 Alternative	 sein.	 Alles	 was	 Sie	 als	 Pate	
brauchen	sind	Zeit,	ein	Herz	für	Kinder	und	helfende	Hände	sowie	ein	offenes	Ohr	für	die	Eltern.	

Familienpaten	können	Eltern	in	folgenden	Bereichen	unterstützen	…	
 Kinderbetreuung,	um	dringende	Angelegenheiten	auch	mal	allein	erledigen	zu	können	
 Freizeitaktivitäten	mit	Kindern	gestalten	und	begleiten	
 Unterstützung	bei	Behördengängen	oder	Arztbesuchen	
 Hilfe	in	Situationen,	in	denen	Mütter	/	Väter	sich	belastet	oder	verunsichert	fühlen	
 Gesprächspartner,	wenn	ein	„offenes	Ohr“	gebraucht	wird	
 Familienorganisation	(Austausch	über	Haushalts-	und	Zeitplanung)	

Was	erwartet	Sie	in	ihrer	Tätigkeit	als	Familienpate:	
ü flexibler	und	nach	ihren	zeitlichen	Ressourcen	orientierter	Einsatz	in	den	Familien		
ü kostenlose	Weiterbildungen	rund	um	das	Thema	Familie	und	Kinder	
ü regelmäßige	Ehrenamtstreffen	zum	Austausch		
ü Fahrtkostenpauschale	und	Versicherungsschutz	
und	nicht	zuletzt	dankbare	Eltern	und	glückliche	Kinder!!!	

 
 
 
 
 
 
 
 
gefördert	vom:	

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Haben	Sie	Interesse	oder	wollen	Sie	mehr	erfahren,	dann	melden	Sie	sich	einfach	bei	uns!!!	
Landratsamt	Nordsachsen/	Dezernat	Soziales	 Melanie	Große	-	Koordination	Ehrenamt	
Fachstelle	Familiennetzwerk	 	 	 Tel.:	03421/	758	6523	
Schlossstraße	27	/	04860	Torgau	 	 	 Email:	melanie.grosse@lra-nordsachsen.de 
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und	nicht	zuletzt	dankbare	Eltern	und	glückliche	Kinder!!!	
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Haben	Sie	Interesse	oder	wollen	Sie	mehr	erfahren,	dann	melden	Sie	sich	einfach	bei	uns!!!	
Landratsamt	Nordsachsen/	Dezernat	Soziales	 Melanie	Große	-	Koordination	Ehrenamt	
Fachstelle	Familiennetzwerk	 	 	 Tel.:	03421/	758	6523	
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Bekanntmachungen Zweckverbände

Zweckverband zur Trinkwasserversorgung
und Abwasserbeseitigung Torgau-Westelbien

 E i n l a d u n g
zur öffentlichen Verbandsversammlung Trinkwasserversor-
gung und Abwasserbeseiti-gung des Zweckverbandes Tor-
gau–Westelbien am

Freitag, 24. November 2017, 8:30 Uhr
im Konferenzraum, Am Wasserturm 1, in 04860 Torgau

Tagesordnung    
1. Öffentlicher Teil
TOP 1 	 Protokollkontrolle des Protokolls der Verbandsver-
	 sammlung Trinkwasser und Abwasser vom 28.09.2017
TOP 2	 Beratung und Feststellung des Jahresab-
	 schlusses des Zweckverbandes Torgau-Westelbien
	  zum 31.12.2016
	 (Beschlussvorlage: TW+AW 01-2017)
	 (Beschlussorgan: Verbandsversammlung Trink- 
	 und Abwasser)
TOP 3	 Beratung und Beschlussfassung zur 3. Änderung der
	 Geschäftsordnung für die Verbandsversammlung des 
	 Zweckverbandes Torgau-Westelbien vom
 	 17.09.1999
	 (Beschlussvorlage: TW+AW 02-2017)
	 (Beschlussorgan: Verbandsversammlung Trink- und
	  Abwasser)
TOP 4	 Beratung und Beschlussfassung der Satzung zur 	
	 2. Änderung der Verwaltungskostensatzung des
	  Zweckverbandes Torgau-Westelbien vom 08.12.2006
	 (Beschlussvorlage: TW+AW 03-2017)
	 (Beschlussorgan: Verbandsversammlung Trink- 
	 und Abwasser)
TOP 5	 Beratung und Beschlussfassung über die Gebühren-
	 kalkulation Bereich Trinkwasser für die Wirtschafts-
	 jahre 2018-2020 (Beschlussvorlage: TW 02-2017)
	 (Beschlussorgan: Verbandsversammlung 
	 Trinkwasser)
TOP 6	 Beratung und Beschlussfassung zur Neufassung der
	  Wasserversorgungssatzung
	 (Beschlussvorlage: TW 03-2017)
	 (Beschlussorgan: Verbandsversammlung 
	 Trinkwasser)
TOP 7 	 Beratung und Beschlussfassung über die Haushalts-
	 satzung und den Wirtschaftsplan Bereich Trinkwasser
	 für das Wirtschaftsjahr 2018
	 (Beschlussvorlage: TW 04-2017)
	 (Beschlussorgan:  Verbandsversammlung 
	 Trinkwasser) 
TOP 8 	 Anfragen von Verbandsmitgliedern und Bürgern aus
	 dem Verbandsgebiet Bereich Trinkwasser
TOP 9	 Beratung und Beschlussfassung über die Gebühren-
	 kalkulation Bereich Abwasser für die Wirtschaftsjahre
	  2018-2020 (Beschlussvorlage: AW 04-2017)
	 (Beschlussorgan: Verbandsversammlung Abwasser)
TOP 10	 Beratung und Beschlussfassung zur Neufassung der
	  Abwassersatzung (Beschlussvorlage: AW 05-2017)
	 (Beschlussorgan: Verbandsversammlung Abwasser)
TOP 11 	Beratung und Beschlussfassung über die Haushalts-
	 satzung und den Wirtschaftsplan Bereich Abwasser 
	 für das Wirtschaftsjahr 2018
	 (Beschlussvorlage: AW 06-2017)
	 (Beschlussorgan:  Verbandsversammlung Abwasser) 
TOP 12	 Anfragen von Verbandsmitgliedern und Bürgern aus
	  dem Verbandsgebiet Bereich Abwasser

gez.Barth
Verbandsvorsitzende
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Abwasserzweckverband „Mittlere Mulde“
Landkreis Nordsachsen

SATZUNG  
über die öffentliche

A B W A S S E R B E S E I T I G U N G
(Abwassersatzung – AbwS)

vom  18.10.2017

Aufgrund von §§ 4, 14 und 124 Gemeindeordnung für den 
Freistaat Sachsen (SächsGemO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 3. März 2014 (GVBl. S. 146), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 13. Dezember 2016 (GVBl. 
S. 652), § 56 des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts 
(Wasserhaushaltsgesetz  – WHG) in der Fassung vom 31. Juli 
2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771), und §§ 48, 50 
des Sächsischen Wassergesetzes (SächsWG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 12. Juli 2013 (GVBl. S. 503), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 8. Juli 2016 (GVBl. S. 287), 
§ 47 Abs. 2 i.V.m. §§ 6 Abs. 1, 5 Abs. 4 Sächsisches Gesetz 
über kommunale Zusammenarbeit (SächsKomZG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 3. März 2014 (GVBl. S. 196), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 Absatz 1 des Gesetzes vom 
13. Dezember 2016 (GVBl. S. 652), i.V.m. §§ 2, 9, 17, 33 des 
Sächsischen Kommunalabgabengesetzes (SächsKAG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 26. August 2004 (GVBl. S. 
418, 2005, S. 306), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 26. Oktober 2016 (GVBl. S. 504), hat die Verbandsver-
sammlung des Abwasserzweckverbandes „Mittlere Mulde“ am 
18.10.2017 folgende Satzung beschlossen:

1. Teil – Allgemeines

§ 1
Öffentliche Einrichtung

(1)	 Der Abwasserzweckverband „Mittlere Mulde“ (im Folgen-
den: Zweckverband) betreibt die Beseitigung des in seinem 
Gebiet anfallenden Abwassers als eine einheitliche öffentli-
che Einrichtung (aufgabenbezogene Einheitseinrichtung).

(2)  Als angefallen gilt Abwasser, das
	 -	über eine Grundstücksentwässerungsanlage in die 
		  öffentlichen Abwasseranlagen gelangt oder
	 -	 in abflusslosen Gruben oder Kleinkläranlagen gesammelt
		   wird oder
	 -	zu einer öffentlichen Abwasserbehandlungsanlage 
		  gebracht wird.

(3)	 Ein Rechtsanspruch auf Herstellung, Erweiterung oder Än-
derung der öffentlichen Abwasseranlagen besteht nicht.

 
§ 2

Begriffsbestimmungen

(1)	 Abwasser ist das durch Gebrauch in seinen Eigenschaften 
veränderte Wasser (Schmutzwasser), das aus dem Bereich 
von bebauten oder künstlich befestigten Flächen abfließen-
de und gesammelte Wasser aus Niederschlägen (Nieder-
schlagswasser) sowie das sonstige in öffentliche Abwas-
seranlagen mit Schmutzwasser oder Niederschlagswasser 
fließende Wasser.

(2)	 Öffentliche Abwasseranlagen haben den Zweck, das im 
Zweckverbandsgebiet angefallene Abwasser zu sammeln, 
den Abwasserbehandlungsanlagen zuzuleiten und zu reini-
gen. Öffentliche Abwasseranlagen sind die vom Zweckver-

band bzw. seinen Rechtsvorgängern seit 1990 errichteten 
Anlagen und die Anlagen, die von der WAB Leipzig GmbH 
i. L., den Verbandsmitgliedern oder Dritten übertragen oder 
zur Nutzung überlassen wurden, soweit diese Anlagen der 
öffentlichen Abwasserbeseitigung dienen, insbesondere 
die öffentlichen Kanäle, Regenrückhaltebecken, Regen-
überlauf- und Regenklärbecken, Abwasserpumpwerke 
und Klärwerke, Versickerungs- und Rückhalteanlagen für 
Niederschlagswasser (u. a. Mulden- und Rigolensysteme, 
Sickermulden/-teiche/-schächte), soweit sie nicht Teil der 
privaten Grundstücksentwässerungsanlagen oder Dritten 
zuzuordnen sind, sowie offene und geschlossene Gräben, 
soweit sie keine Gewässer sind, die dem Anwendungs-
bereich des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts  
(Wasserhaushaltsgesetz – WHG) vom 31.07.2009, (BGBl. 
I S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 18.07.2017 (BGBl. I S. 2771), und des Sächsischen 
Wassergesetzes (SächsWG) vom 12.07.2013 (SächsGVBl. 
S. 503), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
08.07.2016 (SächsGVBl. S. 287), in den jeweils geltenden 
Fassungen, unterliegen und der öffentlichen Abwasserbe-
seitigung dienen. Zu den öffentlichen Abwasseranlagen 
gehören auch die Grundstücksanschlüsse im Bereich der 
öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen bis zur Grund-
stücksgrenze (Anschlusskanäle im Sinne von § 11) sowie  
Gruppenkläranlagen, die der Zweckverband als öffentliche 
Anlagen betreibt. 

(3) 	Private Grundstücksentwässerungsanlagen sind alle An-
lagen, die der Sammlung, Vorbehandlung, Prüfung und 
Ableitung des Abwassers bis zur öffentlichen Abwasser-
anlage dienen. Dazu gehören insbesondere Leitungen, die 
im Erdreich oder Fundamentbereich verlegt sind und das 
Abwasser dem Anschlusskanal zuführen 	(Grundleitungen), 
einschließlich der Prüf-, Kontroll- und Übergabeschächte,  
Hebeanlagen, Pumpanlagen bei einer Abwasserdruck-
entwässerung, Versickerungs- und Rückhalteanlagen für 
Niederschlagswasser soweit sie sich auf privaten Grund-
stücksflächen befinden, Notüberläufe als Entlastungsbau-
werke für außerplanmäßige Ableitungen in die öffentlichen 
Abwasseranlagen, Drosseleinrichtungen für die vergleichs-
mäßige und reduzierte (gedrosselte) Ableitung von Nieder-
schlagswasser in die öffentlichen Abwasseranlagen, so-
weit sie sich auf privaten Grundstücksflächen befinden und 
nicht dem Zweckverband gehören bzw. nicht zu seinen 
Gunsten dinglich gesichert sind sowie abflusslose Gruben 
und Kleinkläranlagen. 

(4)	 Grundstücke, die über eine Kleinkläranlage, für die eine 
leitungsgebundene Anschlussmöglichkeit an ein zentrales 
Klärwerk nicht besteht oder über eine abflusslose Grube, 
die entleert und abgefahren wird, entsorgt werden, gelten 
als 	 dezentral entsorgt. Die nicht unter Satz 1 fallenden, 
entsorgten Grundstücke gelten 	als zentral entsorgt. Die 
dezentrale Entsorgung umfasst die Entleerung, Abfuhr 
und 	Entsorgung des Schlamms aus Kleinkläranlagen und 
des Inhalts abflussloser Gruben, einschließlich der Über-
wachung der Eigenkontrolle und Wartung dieser Anlagen 
durch den Zweckverband oder den von ihm beauftragten 
Dritten im Sinne des § 48 SächsWG sowie des § 5 Klein-
kläranlagenverordnung (KKlärAnlVO) vom 19.06.2007 
(SächsGVBl. S. 281 ff.) zuletzt geändert durch Artikel 7 
des 	 Gesetzes vom 12.07.2013 (SächsGVBl. S. 503, 554), 
in den jeweils geltenden Fassungen.

(5) 	Kleinkläranlagen (KKA) sind Anlagen zur Behandlung häus-
licher Abwässer, die für eine Belastung von weniger als 3 
kg biochemischer Sauerstoffbedarf (BSB5) oder 8m³ täg-
lich bemessen sind.

(6)	 Abflusslose Gruben dienen der Sammlung des gesam-
ten Schmutzwassers, insbesondere auch des anfallenden 
Grauwassers aus dem Bad- und Küchenbereich.
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2. Teil – Anschluss und Benutzung

§ 3
Berechtigung und Verpflichtung zum Anschluss 

und zur Benutzung

(1)		 Die Eigentümer von Grundstücken, auf denen Abwasser 
anfällt, sind nach näherer Bestimmung dieser Satzung be-
rechtigt und verpflichtet, ihre Grundstücke an die öffentli-
chen Abwasseranlagen anzuschließen, diese zu benutzen 
und das gesamte auf den Grundstücken anfallende Abwas-
ser dem Zweckverband im Rahmen des § 50 SächsWG zu 
überlassen, soweit der Zweckverband zur Abwasserbesei-
tigung verpflichtet ist (Anschluss- und Benutzungszwang). 

	 Der Erbbauberechtigte oder sonst dinglich zur baulichen 
Nutzung des Grundstücks Berechtigte tritt an die Stelle 
des Eigentümers.

(2)		 Die Benutzungs- und Überlassungspflicht nach Absatz 1 
trifft auch die sonst zur Nutzung eines Grundstücks oder 
einer Wohnung berechtigten Personen.

(3)	 Grundstücke sind, wenn sie mit einer baulichen Anlage 
versehen werden, anzuschließen, sobald die für sie be-
stimmten öffentlichen Abwasseranlagen betriebsfertig 
hergestellt sind. Wird die öffentliche Abwasseranlage erst 
nach Errichtung einer baulichen Anlage hergestellt, so ist 
das Grundstück innerhalb von sechs Monaten nach der 
betriebsfertigen Herstellung anzuschließen.

(4) 	Unbebaute Grundstücke sind anzuschließen, wenn der An-
schluss im Interesse der öffentlichen Gesundheitspflege, 
des Verkehrs oder aus anderen Gründen des öffentlichen 
Wohls geboten ist.

(5)	 Abwasser, das auf Grundstücken anfällt, die nicht an die 
öffentlichen Abwasseranlagen angeschlossen sind, hat 
der nach den Absätzen 1 und 2 Verpflichtete dem Zweck-
verband oder dem von ihm beauftragten Unternehmer zu 
überlassen (Benutzungszwang). Dies gilt nicht für Nieder-
schlagswasser, soweit dieses auf andere Weise ordnungs-
gemäß beseitigt wird.

(6)	 Bei Grundstücken, die nach dem Abwasserbeseitigungs-
konzept des Zweckverbandes nicht oder noch nicht an 
einen öffentlichen Abwasserkanal angeschlossen werden 
können, kann der Grundstückseigentümer oder der sons-
tige nach § 3 Abs. 1 Verpflichtete den Anschluss seines 
Grundstücks verlangen, wenn er den für den Bau des öf-
fentlichen Kanals entstehenden Aufwand übernimmt und 
auf Verlangen angemessene Sicherheit leistet. Einzelhei-
ten, insbesondere die Frage, wer den Unterhaltungs- und 
Erneuerungsaufwand trägt, werden durch einen öffentlich- 
rechtlichen Vertrag geregelt.

§ 4
Anschlussstelle, vorläufiger Anschluss

(1) 	Wenn der Anschluss eines Grundstücks an die nächstlie-
gende öffentliche Abwasseranlage technisch unzweck-
mäßig oder die Ableitung des Abwassers über diesen An-
schluss für die öffentliche Abwasseranlage nachteilig wäre, 
kann der Zweckverband verlangen oder gestatten, dass 
das Grundstück an eine andere öffentliche Abwasseranla-
ge angeschlossen wird.

(2) 	Ist die für ein Grundstück bestimmte öffentliche Abwas-
seranlage noch nicht erstellt, kann der Zweckverband den 
vorläufigen Anschluss an eine andere öffentliche Abwas-
seranlage gestatten oder verlangen.

§ 5
Befreiungen vom Anschluss- und Benutzungszwang

Von der Verpflichtung zum Anschluss an die öffentliche Ab-
wasserbeseitigung und von der Verpflichtung zur Benutzung 
deren Einrichtungen können die nach § 3 Abs. 1, 2 und 5 Ver-
pflichteten auf Antrag insoweit und solange befreit werden, als 
ihnen der Anschluss oder die Benutzung wegen ihres, die öf-
fentlichen Belange überwiegenden, privaten Interesses an der 
eigenen Beseitigung des Abwassers nicht zugemutet werden 
kann und die Befreiung wasserwirtschaftlich unbedenklich ist. 

§ 6
Allgemeine Ausschlüsse

(1)	 Von der öffentlichen Abwasserbeseitigung sind sämtliche 
Stoffe ausgeschlossen, die die Reinigungswirkung der 
Klärwerke, den Betrieb der Schlammbehandlungsanlagen, 
die Schlammbeseitigung oder die Schlammverwertung 
beeinträchtigen, das Material der öffentlichen Abwasser-
anlagen und/oder Transportfahrzeuge angreifen, ihren Be-
trieb, ihre Funktionsfähigkeit oder Unterhaltung behindern, 
erschweren oder gefährden können oder die den in öffent-
lichen Abwasseranlagen arbeitenden Personen oder dem 
Vorfluter schaden können. Dies gilt auch für Flüssigkeiten, 
Gase und Dämpfe.

(2) Insbesondere sind ausgeschlossen:
1.	 Stoffe – auch in zerkleinertem Zustand -, die zu Abla-

gerungen oder Verstopfungen in den öffentlichen Ab-
wasseranlagen führen können  (z. B. Kehricht, Schutt, 
Mist, Sand, Küchenabfälle, Asche, Zellstoffe, Textilien, 
Schlachtabfälle, Tierkörper, Panseninhalt, Schlempe, 
Trub, Trester, hefehaltige Rückstände, Schlamm, Haut- 
und Lederabfälle, Glas und Kunststoffe),

2.	 feuergefährliche, explosive, giftige, fett- oder ölhaltige 
Stoffe (z. B. Benzin, Karbid, Phenole, Öle und dgl.), Säu-
ren, Laugen, Salze, Reste von Pflanzenschutzmitteln 
oder vergleichbaren Chemikalien, Blut, mit Krankheits-
keimen behaftete Stoffe und radioaktive Stoffe,

3.	 Jauche, Gülle, Abgänge aus Tierhaltungen, Silosicker-
saft und Molke,

4.	 faulendes und sonst übelriechendes Abwasser (z. B. 
milchsaure Konzentrate, Krautwasser),

5.	 Abwasser, das schädliche oder belästigende Gase oder 
Dämpfe verbreiten kann,

6.	 farbstoffhaltiges Abwasser, dessen Entfärbung im Klär-
werk nicht gewährleistet ist,

7.	 Abwasser, das einem wasserrechtlichen Bescheid nicht 
entspricht,

8.	 Abwasser, dessen chemische und physikalische Eigen-
schaften Werte aufweisen, die über den allgemeinen 
Richtwerten für die wichtigsten Beschaffenheitskriteri-
en des Anhang A.1 des Merkblattes DWA-M  115-2 der 
deutschen Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser 
und Abfall e. V. in der jeweils gültigen Fassung liegt.

(3)		 Der Zweckverband kann im Einzelfall weitergehende An-
forderungen stellen, wenn dies für den Betrieb der öffentli-
chen Abwasseranlage erforderlich ist.

(4)	 Der Zweckverband kann im Einzelfall Ausnahmen von 
den Bestimmungen der Absätze 1 bis 3 zulassen, wenn 
öffentliche Belange nicht entgegenstehen, die Versagung 
der Ausnahme im Einzelfall eine unbillige Härte bedeuten 
würde und der Antragsteller evtl. entstehende Mehrkosten 
übernimmt.

(5)	 § 50 Abs. 3 bis 6 SächsWG bleibt unberührt.
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§ 7
Einleitungsbeschränkungen

(1) 	Der Zweckverband kann im Einzelfall die Einleitung von 
Abwasser von einer Vorbehandlung, Drosselung oder Spei-
cherung abhängig machen, wenn seine Beschaffenheit 
oder Menge dies insbesondere im Hinblick auf den Betrieb 
der öffentlichen Abwasseranlagen oder auf sonstige öf-
fentliche Belange erfordert.

(2)	 Abwasser darf durch den Grundstückseigentümer oder 
den sonstigen nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichteten nur 
dann in öffentliche Abwasseranlagen, die nicht an ein öf-
fentliches Klärwerk angeschlossen sind, eingeleitet wer-
den, wenn dieses zuvor ausreichend und dem Stand der 
Technik entsprechend behandelt worden ist. Für vorhan-
dene Einleitungen kann der Zweckverband die Einhaltung 
von bestimmten Einleitwerten festlegen und für die Erfül-
lung dieser Pflichten bestimmte Fristen setzen, um eine 
Begrenzung der kommunalen Einleitwerte nach dem Stand 
der Technik gemäß Satz 1 in den durch den Zweckverband 
festgelegten Zeiträumen sicherzustellen. Dies geschieht im 
Einzelfall durch Anordnung gegenüber dem Einleitenden. 
Erfüllt der Grundstückseigentümer oder der sonstige nach 
§ 3 Abs. 1 und 2 Verpflichtete die Festlegungen innerhalb 
der gesetzten Frist nicht, kann der Zweckverband ihn von 
der Einleitung ausschließen. § 54 Abs. 1 bleibt unberührt.

(3) 	Die Einleitung von Abwasser, das der Beseitigungspflicht 
nicht unterliegt und von sonstigem Wasser bedarf der 
schriftlichen Genehmigung des Zweckverbandes.

(4)	 Der Zweckverband ist berechtigt, die Abwassereinleitung 
fristlos zu unterbinden, wenn die nach § 3 Abs. 1 und 2 
Verpflichteten den Bestimmungen dieser Satzung zuwider-
handeln und die Unterbindung erforderlich ist, um

1.	 eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von Perso-
nen oder Anlagen abzuwehren oder

2.	 zu gewährleisten, dass Störungen anderer Abwasser-
einleiter, störende Rückwirkungen auf Einrichtungen 
des Zweckverbandes oder Dritter oder Rückwirkungen 
auf den Betrieb der öffentlichen Abwasseranlage und 
der öffentlichen Abwasserbeseitigung ausgeschlossen 
sind, soweit andere Maßnahmen unverhältnismäßig 
oder untunlich sind, um die Störung zu beseitigen.

(5)		 Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei Nicht-
zahlung einer fälligen 	 Abgabenschuld trotz Mahnung, ist 
der Zweckverband berechtigt, die Abwasserentsorgung 
zwei Wochen nach Androhung einzustellen. Dies gilt nicht, 
wenn der nach § 3 Abs. 1, 2 und 5 Verpflichtete - sofern 
er Abgabenschuldner ist -  darlegt, dass die Folgen der 
Einstellung außer Verhältnis zur Schwere der Zuwider-
handlung stehen und hinreichende Aussicht besteht, dass 
der Verpflichtete seinen Verpflichtungen nachkommt. Der 
Zweckverband kann mit der Mahnung zugleich die Einstel-
lung der Abwasserentsorgung androhen.

(6)		 Der Zweckverband hat die Abwasserentsorgung unver-
züglich wieder aufzunehmen, sobald die Gründe für die 
Einstellung entfallen sind und der Abgabenschuldner die 
Kosten der Einstellung und Wiederaufnahme der Abwas-
serentsorgung ersetzt hat.

(7)		 In den im Trennverfahren entwässerten Gebieten darf unbe-
lastetes Niederschlagswasser und unbelastetes sonstiges 
Wasser (insbesondere Grund-, Quell- und Drainagewasser 
und Kühlwasser) nur in den Niederschlagswasserkanal ein-
geleitet werden. Ausnahmen sind nur mit schriftlicher Ge-
nehmigung zulässig.

§ 8
Eigenkontrolle und Wartung

(1) 	Der Zweckverband kann verlangen, dass auf Kosten des 
Grundstückseigentümers oder des sonstigen nach § 3 
Abs. 1 und 2 Verpflichteten Vorrichtungen zur Messung 
und Registrierung der Abflüsse und der Beschaffenheit 
der Abwässer zur Bestimmung der Schadstofffracht in 
die Grundstücksentwässerungsanlage eingebaut oder an 
sonst geeigneter Stelle auf dem Grundstück angebracht, 
betrieben und in ordnungsgemäßem Zustand gehalten 
werden. Dies gilt auch für die Einleitungen nach § 7 Abs. 3 
und 7.

 
(2)	 Die Eigenkontrolle und Wartung einer KKA und einer ab-

flusslosen Grube hat den Anforderungen der Kleinklär-
anlagenverordnung in der jeweils geltenden Fassung zu 
genügen. Danach erforderliche Wartungen einer Kleinklär-
anlage sind durch den Hersteller oder einen Fachbetrieb 
(Fachkundigen gemäß Bauartzulassung) auszuführen. Das 
Betriebsbuch einer Kleinkläranlage bzw. einer abflusslosen 
Grube ist nach deren endgültiger Stilllegung bis zum Ende 
des fünften folgenden Kalenderjahres aufzubewahren. Im 
Falle eines Rechtsstreits ist das Betriebsbuch bis zum Ab-
lauf eines Jahres nach dessen rechtskräftigem Abschluss 
aufzubewahren.

(3)	 Der Zweckverband kann – soweit Absatz 2 nicht zur An-
wendung kommt – in entsprechender Anwendung der Vor-
schriften der Verordnung des Sächsischen Staatsministeri-
ums für Umwelt und Landwirtschaft über Art und Häufigkeit 
der Eigenkontrolle von Abwasseranlagen und Abwasse-
reinleitungen (Eigenkontrollverordnung) vom 07.10.1994 
(SächsGVBl. S. 1592), zuletzt geändert durch Artikel 9 des 
Gesetzes vom 12.07.2013 (SächsGVBl. S. 503),in der je-
weils geltenden Fassung auch verlangen, dass eine Per-
son bestimmt wird, die für die Bedienung der Anlage und 
für die Führung des Betriebstagebuches verantwortlich ist. 
Das Betriebstagebuch ist mindestens fünf Jahre lang, vom 
Datum der letzten Eintragung oder des letzten Beleges an 
gerechnet, aufzubewahren und dem Zweckverband auf 
Verlangen vorzulegen. Im Falle eines Rechtsstreits ist das 
Betriebstagebuch bis zum Ablauf eines Jahres nach des-
sen rechtskräftigem Abschluss aufzubewahren.

§ 9
Abwasseruntersuchungen

(1)	 Der Zweckverband kann bei Bedarf Abwasseruntersu-
chungen vornehmen. Er bestimmt, in welchen Abständen 
die Proben zu entnehmen sind, durch wen die Proben zu 
entnehmen sind und wer sie untersucht.

	 Für das Zutrittsrecht gilt § 18 Abs. 2 entsprechend.

(2)	 Die Kosten einer Abwasseruntersuchung trägt der Ver-
pflichtete, wenn
1.	 die Ermittlungen ergeben, dass Vorschriften oder aufer-

legte Verpflichtungen nicht erfüllt worden sind oder
2.	 wegen der besonderen Verhältnisse eine ständige 

Überwachung geboten ist.

(3)	 Wenn bei einer Untersuchung des Abwassers Mängel fest-
gestellt werden, hat der Grundstückseigentümer oder der 
sonstige nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichtete diese unver-
züglich zu beseitigen.
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§ 10
Grundstücksbenutzung

Die Grundstückseigentümer und sonstige nach § 3 Abs. 1 
Verpflichtete sind im Rahmen der Vorschrift des § 93 WHG i. 
V. m. § 95 SächsWG verpflichtet, für Zwecke der öffentlichen 
Abwasserbeseitigung das Verlegen von Kanälen einschließ-
lich Zubehör zur Ab- und Fortleitung gegen Entschädigung 
zu dulden. Sie haben insbesondere den Anschluss anderer 
Grundstücke an die Anschlusskanäle zu ihren Grundstücken 
zu dulden. Mögliche Entschädigungen regelt das SächsWG in 
Verbindung mit § 95 WHG.

3. Teil    - Anschlusskanäle und
     Grundstücksentwässerungsanlagen

§ 11
Anschlusskanäle

(1)	 Anschlusskanäle (§ 2 Abs. 2 Satz 3) werden von dem 
Zweckverband hergestellt, unterhalten, erneuert, geändert, 
abgetrennt und beseitigt.

(2) 	Art, Zahl und Lage der Anschlusskanäle sowie deren Ände-
rung werden nach Anhörung des Grundstückseigentümers 
oder sonstiger nach § 3 Abs. 1 Verpflichteter und unter 
Wahrung ihrer berechtigten Interessen von dem Zweckver-
band bestimmt.

(3) 	Der Zweckverband stellt die für den erstmaligen Anschluss 
eines Grundstücks notwendigen Anschlusskanäle bereit. 
Jedes Grundstück erhält mindestens einen Anschlusska-
nal.

(4) 	In besonders begründeten Fällen (insbesondere bei Sam-
melgaragen, Reihenhäusern, Grundstücksteilung nach 
Verlegung des Anschlusskanals) kann der Zweckverband 
den Anschluss mehrerer Grundstücke über einen gemein-
samen Anschlusskanal vorschreiben oder auf Antrag zu-
lassen.

(5)	 Die Kosten der für den erstmaligen leitungsgebundenen 
Anschluss eines Grundstücks zur zentralen Entsorgung 
notwendigen Anschlusskanäle (Absätze 3 und 4) sind 
durch den Abwasserbeitrag nach § 33 abgegolten. Vor-
aussetzung ist das Entstehen der Abwasserbeitragspflicht 
nach dieser Satzung und dass eine Vorbehandlung des Ab-
wassers auf dem Grundstück nicht notwendig ist.

(6) 	Werden Grundstücke im Trennsystem entwässert, gelten 
die Schmutzwasser- und Regenwasseranschlusskanäle 
als ein Anschlusskanal im Sinne des Abs. 3 Satz 2.

							     
§ 12

Sonstige Anschlüsse, Aufwandsersatz

(1)	 Der Zweckverband kann auf Antrag des Grundstücksei-
gentümers oder sonstiger nach § 3 Abs. 1 Verpflichteten 
weitere, sowie vorläufige oder vorübergehende Anschluss-
kanäle herstellen. Als weitere Anschlusskanäle gelten auch 
Anschlusskanäle für Grundstücke, die nach Entstehen der 
erstmaligen Beitragspflicht (§ 34 Abs. 1 Nr. 1 bis 3) neu 
gebildet werden.

(2) 	Den tatsächlich entstandenen Aufwand für die Herstellung, 
Unterhaltung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung 
der in Absatz 1 genannten Anschlusskanäle trägt derjeni-
ge, der im Zeitpunkt der Herstellung des Anschlusskanals, 
im Übrigen im Zeitpunkt der Beendigung der Maßnahme 
Grundstückseigentümer oder sonstiger nach § 3 Abs. 1 
Verpflichteter ist, soweit die Herstellung oder die Maßnah-
men von ihm zu vertreten sind oder ihm dadurch Vorteile 
zuwachsen. Mehrere Schuldner haften als Gesamtschuld-
ner.

(3) 	Der Anspruch auf Ersatz des Aufwands entsteht mit der 
Herstellung des Anschlusskanals, im Übrigen mit der Be-
endigung der Maßnahme.

(4) 	Der Aufwandsersatz wird einen Monat nach Bekanntgabe 
des Abgabenbescheids fällig.

§ 13
Genehmigungen

(1)	 Der schriftlichen Genehmigung des Zweckverbandes be-
dürfen:
1.	die Herstellung der Grundstücksentwässerungsanla-

gen, deren Anschluss sowie deren Änderung,
2.	die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlagen sowie 

die Änderung der Benutzung.
	 Bei vorübergehenden oder vorläufigen Anschlüssen wird 

die Genehmigung widerruflich oder befristet ausgespro-
chen.

(2) 	Einem unmittelbaren Anschluss steht der mittelbare An-
schluss (z. B. über bestehende Grundstücksentwässe-
rungsanlagen) gleich.

(3)	 Für die den Anträgen beizufügenden Unterlagen gelten 
die Vorschriften des Teiles 1 der Verordnung des Sächsi-
schen Staatministeriums des Innern zur Durchführung der 
Sächsischen Bauordnung (Durchführungsverordnung zur 
SächsBO – DVOSächsBO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 02.09.2004 (SächsGVBl. S. 427), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 08.10.2014 
(SächsGVBl. S. 647) in der jeweils geltenden Fassung sinn-
gemäß. Die zur Anfertigung der Pläne erforderlichen Anga-
ben (Höhenlage des Kanals, Lage der Anschlussstelle und 
Höhenfestpunkte) sind bei dem Zweckverband einzuholen.

§ 14
Regeln der Technik für 

Grundstücksentwässerungsanlagen

Die privaten Grundstücksentwässerungsanlagen (§ 2 Abs. 3) 
sind nach den gesetzlichen Vorschriften und den allgemein an-
erkannten Regeln der Technik herzustellen und zu betreiben. 
Allgemein anerkannte Regeln der Technik sind insbesondere 
die technischen Bestimmungen für den Bau, den Betrieb und 
die Unterhaltung von Abwasseranlagen.

§ 15
Herstellung, Änderung und Unterhaltung

der privaten Grundstücksentwässerungsanlagen

(1)	 Die privaten Grundstücksentwässerungsanlagen (§ 2 Abs. 
3) sind vom Grundstückseigentümer oder dem sonstigen 
nach § 3 Abs. 1 Verpflichteten auf seine Kosten herzustel-
len, zu unterhalten und nach Bedarf gründlich zu reinigen.

(2) 	Der Zweckverband ist im technisch erforderlichen Umfang 
befugt, mit dem Bau der Anschlusskanäle einen Teil der pri-
vaten Grundstücksentwässerungsanlagen, einschließlich 
der Prüf-, Kontroll- und Übergabeschächte mit den gemäß 
§ 8 Abs. 1 erforderlichen Messeinrichtungen, herzustellen 
und zu erneuern. Der Aufwand ist dem Zweckverband vom 
Grundstückseigentümer oder dem sonstigen nach § 3 Abs. 
1 Verpflichteten zu ersetzen. § 12 Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 und 
4 gelten entsprechend.

(3) 	Der Grundstückseigentümer oder der sonstige nach § 3 
Abs. 1 Verpflichtete hat die Verbindung der privaten Grund-
stücksentwässerungsanlagen mit den öffentlichen Ab-
wasseranlagen im Einvernehmen mit dem Zweckverband 
herzustellen. Grundleitungen sind in der Regel mit mindes-
tens 150 mm Nennweite auszuführen. Der letzte Schacht 
mit Reinigungsrohr ist so nahe wie technisch möglich an 
die öffentliche Abwasseranlage zu setzen; er muss stets 
zugänglich und bis auf Rückstauebene (§ 17) wasserdicht 
ausgeführt sein.
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(4) 	Bestehende private Grundstücksentwässerungsanlagen 
sind vom Grundstückseigentümer oder dem sonstigen 
nach § 3 Abs. 1 Verpflichteten auf seine Kosten zu ändern, 
wenn Menge oder Art des Abwassers dies notwendig ma-
chen.

(5) 	Änderungen an einer privaten Grundstücksentwässerungs-
anlage, die infolge einer nicht vom Grundstückseigentü-
mer oder dem sonstigen nach § 3 Abs. 1 Verpflichteten zu 
vertretenden Änderung der öffentlichen Abwasseranlagen 
notwendig werden, führt der Zweckverband auf seine Kos-
ten aus, sofern nichts anderes bestimmt ist. Dies gilt nicht, 
wenn die Änderung oder Stilllegung der privaten Grund-
stücksentwässerungsanlage dem erstmaligen leitungsge-
bundenen Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage 
zur zentralen Entsorgung dient oder Folge der Änderung 
oder Stilllegung von Kleinkläranlagen und abflusslosen 
Gruben auf dem betreffenden Grundstück ist. Die Ände-
rungen nach Satz 2 hat der Grundstückseigentümer auf 
seine Kosten und nach den übrigen Bestimmungen dieser 
Satzung durchzuführen.

(6) 	Wird eine private Grundstücksentwässerungsanlage – 
auch vorübergehend – außer Betrieb gesetzt, so kann der 
Zweckverband den Anschlusskanal verschließen oder 
beseitigen. Der Aufwand ist vom Grundstückseigentümer 
oder dem sonstigen nach § 3 Abs. 1 Verpflichteten zu er-
setzen. § 12 Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 und 4 gelten entspre-
chend. Der Zweckverband kann die Ausführung der in Satz 
1 genannten Maßnahmen auf den Grundstückseigentümer 
oder den sonstigen nach § 3 Abs. 1 Verpflichteten übertra-
gen.

§ 16
Abscheider, Hebeanlagen, Pumpen, 

Zerkleinerungsanlagen
Toiletten mit Wasserspülung

(1) 	Auf Grundstücken, auf denen Fette, Leichtflüssigkeiten wie 
Benzin und Benzol sowie Öle oder Ölrückstände in das Ab-
wasser gelangen können, sind Vorrichtungen zur Abschei-
dung dieser Stoffe aus dem Abwasser  (Abscheider mit da-
zugehörenden Schlammfängen) einzubauen, zu betreiben, 
zu unterhalten und zu erneuern. Die Abscheider mit den 
dazugehörenden Schlammfängen sind vom Grundstücks-
eigentümer oder den sonstigen nach § 3 Abs. 1 und 2 
Verpflichteten in regelmäßigen Zeitabständen, darüber hin-
aus bei besonderem Bedarf zu leeren und zu reinigen. Bei 
schuldhafter Säumnis ist er dem Zweckverband schaden-
ersatzpflichtig. Für die Beseitigung der anfallenden Stof-
fe gelten die Vorschriften über die Abfallentsorgung. Die 
allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassungsbestimmungen 
für die Abscheidevorrichtungen und § 14 gelten entspre-
chend, u. a. auch für die Notwendigkeit zur Führung eines 
Betriebstagebuchs.

(2) 	Der Zweckverband kann vom Grundstückseigentümer und 
dem sonstigen nach § 3 Abs. 1 Verpflichteten im Einzel-
fall den Einbau und den Betrieb einer Abwasserhebeanla-
ge verlangen, wenn dies für die Ableitung des Abwassers 
notwendig ist, dasselbe gilt für Pumpanlagen bei Grund-
stücken, die an Abwasserdruckleitungen angeschlossen 
werden.

(3) 	Zerkleinerungsgeräte für Küchenabfälle, Müll, Papier und 
dergl. dürfen nicht an private Grundstücksentwässerungs-
anlagen angeschlossen werden.

(4) 	Auf Grundstücken, die an die öffentliche Abwasserbeseiti-
gung mit zentraler Abwasserreinigung angeschlossen sind, 
sind in Gebäuden mit Aufenthaltsräumen nur Toiletten mit 
Wasserspülung zulässig.

(5)	 § 14 gilt entsprechend.

§ 17
Sicherung gegen Rückstau

Abwasseraufnahmeeinrichtungen der privaten Grundstücks-
entwässerungsanlagen, z. B. Toiletten mit Wasserspülung, 
Bodenabläufe, Ausgüsse, Spülen, Waschbecken und dergl., 
die tiefer als die Straßenoberfläche an der Anschlussstelle der 
Grundstücksentwässerung (Rückstauebene) liegen, müssen 
vom Grundstückseigentümer oder dem sonstigen nach § 3 
Abs.1 Verpflichteten auf seine Kosten gegen Rückstau gesi-
chert werden. Im Übrigen hat der Grundstückseigentümer oder 
sonstige nach § 3 Abs. 1 Verpflichtete für rückstaufreien Ab-
fluss des Abwassers zu sorgen. § 15 Abs. 5 gilt entsprechend.

§ 18
Abnahme und Prüfung der privaten

Grundstücksentwässerungsanlagen, Zutrittsrecht

(1) 	Die private Grundstücksentwässerungsanlage darf erst 
nach Abnahme durch den Zweckverband in Betrieb ge-
nommen werden. Die Abnahme der privaten Grundstücks-
entwässerungsanlage befreit den Bauherrn, den Planver-
fasser, den Bauleiter und den ausführenden Unternehmer 
nicht von ihrer Verantwortlichkeit für die vorschriftsmäßige 
und fehlerfreie Ausführung der Arbeiten.

(2) 	Der Zweckverband ist berechtigt, die privaten Grund-
stücksentwässerungsanlagen zu prüfen. Den mit der Über-
wachung der Anlagen beauftragten Personen ist zu allen 
Teilen der privaten Grundstücksentwässerungsanlagen 
Zutritt zu gewähren. Sie dürfen Wohnungen nur mit Ein-
willigung des Berechtigten, Betriebs- und Geschäftsräume 
ohne Einwilligung nur in den Zeiten betreten, in denen sie 
normalerweise für die jeweilige geschäftliche oder betrieb-
liche Nutzung offen stehen. Grundstückseigentümer und 
die sonstigen nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichteten sind 
verpflichtet, die Ermittlungen und Prüfungen nach den Sät-
zen 1 und 2 zu dulden und dabei Hilfe zu leisten. Sie haben 
den zur Prüfung des Abwassers notwendigen Einblick in 
die Betriebsvorgänge zu gewähren und die sonst erforder-
lichen Auskünfte zu erteilen.

(3) 	Werden bei der Prüfung der privaten Grundstücksentwäs-
serungsanlagen Mängel festgestellt, hat sie der Grund-
stückseigentümer oder die sonstigen nach § 3 Abs. 1 Ver-
pflichteten unverzüglich auf eigene Kosten zu beseitigen.

§ 19
Dezentrale Abwasseranlagen

(1) 	Die Entsorgung des Schlammes aus Kleinkläranlagen mit 
biologischer Reinigungsstufe und des Inhalts abflussloser 
Gruben erfolgt bedarfsgerecht, für alle anderen Anlagen 
und in den Fällen des Absatzes 3 Satz 4 erfolgt sie regel-
mäßig oder nach Bedarf. 

(2) 	Die bedarfsgerechte oder regelmäßige Entsorgung erfolgt 
zudem von dem Zweckverband für jede Kleinkläranlage 
und abflusslose Grube unter Berücksichtigung der Herstel-
lerhinweise, der DIN 4261 Teil 1 in der jeweils geltenden 
Ausgabe bzw. der DIN EN 12566 Teil 1 in der jeweils gel-
tenden Ausgabe sowie den Bestimmungen in der allgemei-
nen bauaufsichtlichen Zulassung festgelegten Zeitpunkt 
oder mindestens in den in der wasserrechtlichen Entschei-
dung festgelegten Abständen. Die DIN und DIN EN-Nor-
men sind im Beuth Verlag GmbH, Berlin, erschienen und 
beim Deutschen Patent- und Markenamt in München ar-
chivmäßig gesichert niedergelegt. Der Zweckverband oder 
der Beauftragte geben die Entsorgungstermine bekannt, 
die Bekanntgabe kann öffentlich erfolgen.

(3) 	Voraussetzung für eine bedarfsgerechte Fäkalschlamment-
sorgung ist, dass der Grundstückseigentümer oder der 
sonstige nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichtete regelmäßig 
eine fachgerechte Schlammspiegelmessung durchführen 
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lässt und dem Zweckverband den etwaigen Bedarf für eine 
Entleerung unverzüglich anzeigt. Erfolgt anlässlich der War-
tung einer Kleinkläranlage eine Schlammspiegelmessung, 
so ist das Messprotokoll dem Zweckverband unverzüglich 
zuzusenden; Abs. 8 Nr. 1) bleibt unberührt. Die Anzeige 
hat für abflusslose Gruben spätestens dann zu erfolgen, 
wenn diese bis auf 50 cm unter Zulauf angefüllt sind. Wird 
keine Schlammspiegelmessung durchgeführt oder werden 
die Ergebnisse der Messungen dem Zweckverband nicht 
rechtzeitig nach Satz 1 bis 3 dem Zweckverband mitgeteilt, 
so erfolgt eine regelmäßige Entsorgung.

(4) 	Der Zweckverband kann die dezentralen Abwasseranlagen 
auch zwischen den nach Absatz 1 und 2 festgelegten Ter-
minen und ohne Anzeige nach Absatz 3 entsorgen, wenn 
aus Gründen der Wasserwirtschaft ein sofortiges Leeren 
erforderlich ist.

(5)	 Der Grundstückseigentümer oder der sonstige nach § 3 
Abs. 1 und 2 Verpflichtete ist dafür verantwortlich, dass die 
dezentralen Abwasseranlagen jederzeit zum Zwecke des 
Abfahrens des Abwassers zugänglich sind und sich der 
Zugang in einem verkehrssicheren Zustand befindet.

(6)	 Zur Entsorgung der dezentralen Abwasseranlagen und zur 
Überwachung nach Absätzen 7 und 8 ist den Beauftragten 
des Zweckverbandes ungehindert Zutritt zu allen Teilen der 
Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben zu gewähren.

(7)	 Die Überwachung der Eigenkontrolle und Wartung der 
Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben erfolgt auf 
Grundlage der Kleinkläranlagenverordnung. Durch den 
Zweckverband festgestellte und gegenüber dem Grund-
stückseigentümer oder dem sonstigen nach § 3 Abs. 1 und 
2 Verpflichteten beanstandete Mängel sind von diesem in-
nerhalb der gesetzten Frist zu beheben; der Zweckverband 
ist hierüber unverzüglich schriftlich in Kenntnis zu setzen.

(8)		 Die Überwachung der Eigenkontrolle im Sinne des Absat-
zes 7 Satz 1 wird wie folgt durchgeführt:
1)	 Der Grundstückseigentümer bzw. der nach § 3 Abs. 1 

und 2 Verpflichtete hat dem Zweckverband bei Klein-
kläranlagen, für die die Wartung durch den Hersteller 
oder einen Fachbetrieb vorgeschrieben ist, die War-
tungsprotokolle zuzusenden. 

2)	 Bei sonstigen Kleinkläranlagen und abflusslosen Gru-
ben erfolgt die Überwachung durch Einsichtnahme in 
das Betriebsbuch und Sichtkontrolle der Anlage anläss-
lich der Fäkalschlammabfuhr oder Entleerung der ab-
flusslosen Gruben.

(9)	 Kleinkläranlagen, abflusslose Gruben und deren Neben-
einrichtungen sind unverzüglich außer Betrieb zu setzen, 
sobald das Grundstück an ein öffentliches Klärwerk an-
geschlossen ist. Den Aufwand für die Stilllegung trägt der 
Grundstückseigentümer oder sonstige nach § 3 Abs. 1 Ver-
pflichtete.

(10) 	§ 18 Abs. 2 und Abs. 3 gelten entsprechend

4. Teil – Abwasserbeitrag
1. Abschnitt: Allgemeines

§ 20
Erhebungsgrundsatz

(1) 	Der Zweckverband erhebt zur angemessenen Ausstattung 
der öffentlichen Einrichtung Abwasserbeseitigung mit Be-
triebskapital Abwasserbeiträge. Es wird ausschließlich ein 
Teilbeitrag Schmutzwasserentsorgung erhoben.

(2) 	Die Höhe des Betriebskapitals für die Schmutzwasserent-
sorgung wird auf 41.231.318,00 € festgesetzt.

(3) 	Durch Satzung können zur angemessenen Aufstockung 
des nach Absatz 2 festgesetzten Betriebskapitals gemäß § 
17 Abs.2 SächsKAG weitere Beiträge erhoben werden.

§ 21
Gegenstand der Beitragspflicht

(1) 	Der erstmaligen Beitragspflicht im Sinne von § 20 Abs. 1 
unterliegen Grundstücke, für die eine bauliche oder ge-
werbliche Nutzung festgesetzt ist, wenn sie bebaut oder 
gewerblich genutzt werden können. Erschlossene Grund-
stücke, für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung 
nicht festgesetzt ist, unterliegen der Beitragspflicht, wenn 
sie nach der Verkehrsauffassung Bauland sind und nach 
der geordneten baulichen Entwicklung der Gemeinde zur 
Bebauung anstehen.

(2) 	Wird ein Grundstück an öffentliche Abwasseranlagen tat-
sächlich angeschlossen, so unterliegt es den Beitrags-
pflichten auch dann, wenn die übrigen Voraussetzungen 
des Absatzes 1 nicht erfüllt sind.

(3) 	Grundstücke im Sinne der Absätze 1 und 2, die bei Inkraft-
treten dieser Satzung bereits an die öffentlichen Abwasser-
anlagen angeschlossen sind, unterliegen der erstmaligen 
Beitragspflicht gemäß § 20 Abs. 1.

(4) 	Für Grundstücke, denen lediglich die Entsorgung des 
Schmutzwassers angeboten wird, für die jedoch vor In-
krafttreten dieser Satzung der Beitrag für Schmutzwasser- 
und Niederschlagswasserentsorgung (einheitlicher Abwas-
serbeitrag) erhoben worden ist, wird bestimmt, dass dieser 
erhobene Beitrag nur als Teilbeitrag Schmutzwasserent-
sorgung gilt (§ 17 Abs. 5 SächsKAG). Die vor dem Inkraft-
treten dieser Satzung erlassenen Beitragsbescheide für die 
Abwasserbeseitigung mit einem Beitragssatz von 4,50 DM/
qm Nutzungsfläche, das entspricht 2,30 €/qm Nutzungs-
fläche, gelten in voller Höhe als Beitragsbescheide für die 
Schmutzwasserbeseitigung.

(5) 	Grundstücke im Sinne der Absätze 1 bis 4, für die schon 
ein erstmaliger Beitrag nach den Vorschriften der Sächs-
KAG oder des Vorschaltgesetzes Kommunalfinanzen 
entstanden ist, unterliegen einer weiteren Beitragspflicht, 
wenn dies durch Satzung (§ 20 Abs. 3) bestimmt wird.

(6)	 Grundstücke, die dezentral im Sinne des § 2 Abs. 4 S. 1 
entsorgt werden, unterliegen nicht der Beitragspflicht.

§ 22
Beitragsschuldner

(1) 	Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe 
des Beitragsbescheids Eigentümer des Grundstücks ist. 
Der Erbbauberechtigte oder sonst dinglich zur baulichen 
Nutzung Berechtigte ist anstelle des Eigentümers Beitrags-
schuldner.

(2)	 Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Woh-
nungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Mitei-
gentumsanteil Beitragsschuldner. Entsprechendes gilt für 
sonstige dinglich zur baulichen Nutzung Berechtigte.

(3)	 Mehrere Beitragsschuldner nach Absätzen 1 und 2 haften 
als Gesamtschuldner.

(4) 	Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück, 
im Falle des Absatzes 1 Satz 2 auf dem Erbbaurecht oder 
sonstigen dinglichen Nutzungsrecht, im Falle des Absatzes 
2 auf dem Wohnungs- oder Teileigentum. Entsprechendes 
gilt für sonstige dingliche Nutzungsrechte.
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§ 23
Beitragsmaßstab

Maßstab für die Bemessung des Beitrags für die Schmutzwas-
serentsorgung ist die Nutzungsfläche. Diese ergibt sich durch 
Vervielfachen der Grundstücksfläche (§ 24) mit dem Nutzungs-
faktor (§§ 25 bis 30).

§ 24
Grundstücksfläche

(1)	 Als Grundstücksfläche für die Schmutzwasserentsorgung 
gilt:
1.	bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplanes 

die Fläche, die unter Berücksichtigung des § 19 Abs. 1 
SächsKAG der Ermittlung der zulässigen Nutzung zu-
grunde zu legen ist,

2.	bei Grundstücken, die mit ihrer gesamten Fläche im un-
beplanten Innenbereich (§ 34 Baugesetzbuch – BauGB) 
oder im Bereich eines Bebauungsplanes, der die erfor-
derlichen Festsetzungen nicht enthält, liegen, die Flä-
che, die unter Berücksichtigung des § 19 Abs. 1 Sächs-
KAG der Ermittlung der zulässigen Nutzung zugrunde zu 
legen ist,

3.	bei Grundstücken, die teilweise in den unter Nummern 
1 und 2 beschriebenen Bereichen und teilweise im Au-
ßenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die nach § 19 Abs. 1 
SächsKAG maßgebende Fläche,

4.	bei Grundstücken, die mit ihrer gesamten Fläche im Au-
ßenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder aufgrund § 21 Abs. 
2 beitragspflichtig sind, die nach § 19 Abs. 1 SächsKAG 
maßgebende Fläche.

(2) 	Die nach § 19 Abs. 1 SächsKAG vorgesehene Abgrenzung 
geschieht nach den Grundsätzen für die grundbuchmäßige 
Abschreibung von Teilflächen unter Beachtung der bau-
rechtlichen Vorschriften ohne die Möglichkeit der Übernah-
me einer Baulast.

2. Abschnitt: Schmutzwasserentsorgung

§ 25
Nutzungsfaktor

(1) 	Der Nutzungsfaktor bemisst sich nach den Vorteilen, die 
den Grundstücken nach Maßgabe ihrer zulässigen bau-
lichen Nutzung durch die Einrichtung in Bezug auf die 
Schmutzwasserentsorgung vermittelt werden. Die Vorteile 
orientieren sich an der Zahl der zulässigen Geschosse. Als 
Geschosse gelten Vollgeschosse im Sinne dieser Satzung. 
Vollgeschosse liegen vor, wenn die Deckenoberfläche im 
Mittel mehr als 1,40 m über die Geländeoberfläche hinaus-
ragt und sie über mindestens 2/3 ihrer Grundfläche eine 
lichte Höhe von mindestens 2,30 m haben; Geländeober-
fläche ist die Fläche, die sich aus der Baugenehmigung 
oder den Festsetzungen des Bebauungsplanes ergibt, im 
Übrigen die natürliche Geländeoberfläche. Für Grundstü-
cke in Bebauungsplangebieten bestimmt sich das Vollge-
schoss nach § 90 Abs. 2 SächsBO.

(2) Der Nutzungsfaktor beträgt im Einzelnen:

1.	 In den Fällen der §§ 29 Abs. 2 bis 4 und 
	 30 Abs. 5				�     0,5
2.	bei 1-geschossiger Bebaubarkeit und in den 
	 Fällen des § 29a) und § 30 Abs. 2, Satz 3	�  1,0
3.	bei 2-geschossiger Bebaubarkeit		�   1,5
4.	bei 3-geschossiger Bebaubarkeit		�   2,0
5.	 für jedes weitere, über das 3. Geschoss hinaus-
	 gehende Geschoss eine Erhöhung um � 0,5.

(3) 	Gelten für ein Grundstück unterschiedliche Nutzungsfakto-
ren, so ist der jeweils höchste Nutzungsfaktor maßgebend.

§ 26
Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken,

für die ein Bebauungsplan die Geschosszahl festsetzt

(1) 	Als Geschosszahl gilt die im Bebauungsplan festgesetzte 
höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse. Ist im Einzelfall 
eine größere Geschosszahl genehmigt, so ist diese zugrun-
de zu legen. 

(2) 	Überschreiten Geschosse nach Absatz 1, die nicht als 
Wohn- oder Büroräume genutzt werden, die Höhe von 
3,5 m, so gilt als Geschosszahl die tatsächlich vorhande-
ne Baumasse des Bauwerks geteilt durch die überbaute 
Grundstücksfläche des Bauwerks und nochmals geteilt 
durch 3,5, mindestens jedoch die nach Absatz 1 maßge-
bende Geschosszahl; Bruchzahlen werden auf die nächst-
folgende volle Zahl aufgerundet.

(3)	 Sind in einem Bebauungsplan über die bauliche Nutzung 
eines Grundstückes mehrere Festsetzungen (Geschoss-
zahl, Gebäudehöhe, Baumassenzahl) enthalten, so ist die 
Geschosszahl vor der Gebäudehöhe und diese vor der 
Baumassenzahl maßgebend.

§ 27
Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken

für die ein Bebauungsplan eine Baumassenzahl festsetzt

(1) 	Bestimmt ein Bebauungsplan das Maß der baulichen Nut-
zung nicht durch eine Geschosszahl oder die Höhe der 
baulichen Anlagen, sondern durch Festsetzung einer Bau-
massenzahl, so gilt als Geschosszahl die Baumassenzahl 
geteilt durch 3,5; Bruchzahlen werden auf die nächstfol-
gende volle Zahl aufgerundet.

(2)	 Ist eine größere als die nach Absatz 1 bei Anwendung der 
Baumassenzahl zulässige Baumasse genehmigt, so ergibt 
sich die Geschosszahl aus der Teilung dieser Baumasse 
durch die überbaute Grundstücksfläche des Bauwerks und 
nochmaliger Teilung des Ergebnisses durch 3,5; Bruchzah-
len werden auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet.

(3)	 § 26 Abs. 3 ist anzuwenden.

§ 28
Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, 

für die ein Bebauungsplan die Höhe 
baulicher Anlagen festsetzt

(1) 	Bestimmt ein Bebauungsplan das Maß der baulichen Nut-
zung nicht durch eine Geschosszahl oder Baumassenzahl, 
sondern durch die Festsetzung der zulässigen Höhe bauli-
cher Anlagen, so gilt als Geschosszahl:

1.	 bei Festsetzung der maximalen Gebäudehöhe, die fest-
gesetzte maximale Gebäudehöhe geteilt durch 3,5,

2.	 bei Festsetzung der maximalen Wandhöhe das fest-
gesetzte Höchstmaß der Wandhöhe baulicher Anla-
gen, entsprechend der Definition des § 6 Abs. 4 Satz 
3 SächsBO, geteilt durch 3,5, zuzüglich eines weiteren 
Geschosses, wenn gleichzeitig eine Dachneigung von 
mindestens 30° festgesetzt ist.

	 Bruchzahlen werden auf die nächstfolgende volle Zahl auf-
gerundet.

(2)		 Ist im Einzelfall eine größere als die im Bebauungsplan 
festgesetzte Höhe baulicher Anlagen genehmigt, so ist die-
se gemäß Absatz 1 in eine Geschosszahl umzurechnen.

(3)	 § 26 Abs. 3 ist anzuwenden.
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§ 29
Stellplätze, Garagen, Gemeinbedarfsflächen und sonstige

Flächen in Bebauungsplangebieten nach 
§ 30 Abs. 1 BauGB

(1)	 Bei Grundstücken, auf denen nach den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes nur Stellplätze oder Garagen hergestellt 
werden können, wird für jedes zulässige oberirdische und 
tatsächlich vorhandene unterirdische Parkdeck ein Voll-
geschoss zugrunde gelegt; sind mehr oberirdische Park-
decks als zulässig vorhanden, wird die tatsächliche Anzahl 
zugrunde gelegt. Bei anderen Grundstücken gelten als Ge-
schosse neben jenen nach §§ 26 bis 28 auch oberirdische 
oder unterirdische Parkdecks als Geschosse, Satz 1 ist 
entsprechend anzuwenden.

(2)	 Auf öffentlichen Gemeinbedarfs- und Grünflächengrund-
stücken, deren Grundstücksflächen nach den Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes aufgrund ihrer Zweckbestim-
mung nicht oder nur zu einem untergeordneten Teil mit 
Gebäuden überbaut werden sollen bzw. überbaut sind (z. 
B. Friedhöfe, Sportplätze, Freibäder), wird ein Nutzungs-
faktor 0,5 angewandt. Die §§ 26, 27 und 28 finden keine 
Anwendung.

(3)	 Für Grundstücke in Kleingärten nach dem Bundeskleingar-
tengesetz gilt ein Nutzungsfaktor von 0,5.

(4)	 Für Grundstücke, die von den Bestimmungen der §§ 26, 
27, 28 und der Absätze 1 bis 3 nicht erfasst sind (z. B. La-
gerplätze) gilt ein Nutzungsfaktor von 0,5, wenn auf ihnen 
keine Gebäude errichtet werden dürfen.

§ 29a
Sakralbauten

(1) 	Vorhandene Kirchen oder vergleichbare Einrichtungen, die 
sowohl räumlich als zeitlich überwiegend für den Gottes-
dienst genutzt werden, werden mit einem Nutzungsfaktor 
von 1,0 berücksichtigt.

(2)	 Setzt ein Bebauungsplan die Zulässigkeit einer Kirche oder 
vergleichbarer Einrichtungen für den Gottesdienst fest, so 
ist für diese Nutzung Absatz 1 anwendbar.

§ 30
Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken,

für die keine Bebauungsplanfestsetzungen im 
Sinne der §§ 26 bis 29 bestehen

(1)	 In unbeplanten Gebieten und bei Grundstücken, für die ein 
Bebauungsplan keine den §§ 26 bis 29a entsprechenden 
Festsetzungen enthält, ist bei bebauten und unbebauten, 
aber bebaubaren Grundstücken (§ 34 BauGB) die Zahl der 
zulässigen Geschosse maßgebend. Ist im Einzelfall eine 
größere Geschosszahl vorhanden, so ist diese zugrunde 
zu legen.

(2) 	Bei Grundstücken, die nach § 21 Abs. 2 beitragspflichtig 
sind (z. B. im Außenbereich gemäß § 35 BauGB), ist bei 
bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhan-
denen Geschosse maßgebend. Bei unbebauten Grundstü-
cken, für die ein Bauvorhaben genehmigt ist, gilt die Zahl 
der genehmigten Geschosse. Bei unbebauten Grundstü-
cken, und bei Grundstücken mit nur untergeordneter Be-
bauung gilt ein Nutzungsfaktor von 1,0.

(3) 	Als Geschosse nach den Absätzen 1 und 2 gelten Vollge-
schosse im Sinne von § 25 Abs. 1. Bei Grundstücken nach 
Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 mit Gebäuden ohne ein Voll-
geschoss oder bei Gebäuden mit nur einem Vollgeschoss 
und mindestens zwei weiteren Geschossen, die nicht Voll-
geschoss im Sinne des § 25 Abs. 1 sind, ergibt sich die 

Geschosszahl aus der tatsächlich vorhandenen Baumasse 
des Bauwerks geteilt durch die überbaute Grundstücksflä-
che des Bauwerks und nochmals geteilt durch 3,5. Über-
schreiten Geschosse, die nicht als Wohn- oder Büroräume 
genutzt werden, die Höhe von 3,5 m, so gilt als Geschoss-
zahl die Baumasse des Bauwerks geteilt durch die über-
baute Grundstücksfläche des Bauwerks und nochmals 
geteilt durch 3,5.

	 Bruchzahlen aus Berechnungen nach diesem Absatz wer-
den auf die nächstfolgende Zahl aufgerundet.

(4) 	Tatsächlich hergestellte oder genehmigte unter- oder ober-
irdische Parkdecks gelten jeweils als ein Geschoss, auch 
wenn sie die Voraussetzungen des Absatzes 3 Satz 1 nicht 
erfüllen.

(5) 	Für die in § 29 Abs. 2 bis 4 genannten Anlagen, die in Be-
reichen der Absätze 1 und 2 liegen, sind § 29 Abs. 2 bis 4 
entsprechend anzuwenden.

3. Abschnitt: Entstehung, Höhe und Fälligkeit des Beitrags
			 

§ 31
Erneute Beitragspflicht

(1) 	Grundstücke, für die bereits ein Beitrag nach § 21 entstan-
den ist, unterliegen einer erneuten Beitragspflicht, wenn:

1.	 sich die Fläche des Grundstücks vergrößert (z. B. durch 
Zukauf) und für die zugehende Fläche noch keine Beitrags-
pflicht entstanden war,

2.	 sich die Fläche des Grundstücks vergrößert und für die zu-
gehende Fläche eine Beitragspflicht zwar schon entstan-
den war, sich jedoch die zulässige bauliche Nutzung der 
zugehenden Fläche durch die Zuschreibung erhöht,

3.	 sich die Verhältnisse, die der Abgrenzung gemäß § 24 Abs. 
1 zugrunde lagen, geändert haben,

(2)	 Der erneute Beitrag bemisst sich nach den Grundsätzen 
der §§ 25 bis 30. Im Fall des Absatzes 1 Nummer 2 be-
misst sich der erneute Beitrag nach der Differenz zwischen 
den der bisherigen Situation und der neuen Situation ent-
sprechenden Nutzungs- oder Grundflächenfaktoren, wenn 
durch die Änderung der Verhältnisse der jeweilige Rahmen 
des § 25 Abs. 2 bzw. § 30 Abs. 2 nicht überschritten wird, 
entsteht keine erneute Beitragspflicht. Im Übrigen gelten 
die Bestimmungen des IV. Teils dieser Satzung entspre-
chend.

§ 32
Zusätzlicher Abwasserbeitrag von Großverbrauchern 

Für Grundstücke, die die Einrichtung nachhaltig nicht nur un-
erheblich über das normale Maß hinaus in Anspruch nehmen, 
kann der Zweckverband durch besondere Satzungsregelung 
zusätzliche Beiträge gemäß § 20 SächsKAG erheben.

§ 33
Beitragssatz

Der Teilbeitrag für die Schmutzwasserentsorgung beträgt 
2,30 je m2 Nutzungsfläche.

§ 34
Entstehung der Beitragsschuld

(1)	 Die Beitragsschuld entsteht: 
1.	 in den Fällen des § 21 Abs. 3, mit dem Inkrafttreten die-

ser Satzung,
2.	 in den Fällen des § 21 Abs. 1, sobald das Grundstück an 

die Schmutzwasserentsorgung angeschlossen werden 
kann,
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3.	 in den Fällen des § 21 Abs. 2 mit der Genehmigung des 
Anschlussantrages,

4.	 in den Fällen des § 21 Abs. 5 mit dem Inkrafttreten der 
Satzung (-sänderung) über die Erhebung eines weiteren 
Beitrages,

5.	  in den Fällen des § 31 Abs. 1 Nr. 1 und 2 mit der Eintra-
gung der Änderung im Grundbuch,

6.	 in den Fällen des § 31 Abs. 1 Nr. 3 mit dem Wirksam-
werden der Rechtsänderungen oder, soweit die Än-
derungen durch Baumaßnahmen eintreten, mit deren 
Genehmigung; soweit keine Genehmigung erforderlich 
ist, ist der Zeitpunkt maßgebend, zu dem die Gemeinde 
Kenntnis von der Änderung erlangt hat.

(2)	 Absatz 1 gilt auch für mittelbare Anschlüsse (§ 13 Abs. 2).

§ 35
Fälligkeit der Beitragsschuld

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Abga-
benbescheids fällig.

§ 36
Entstehung und Fälligkeit von Vorauszahlungen

Vorauszahlungen werden nicht erhoben.

§ 37
Ablösung des Beitrags

(1)	 Der erstmalige Beitrag für die Schmutzwasserentsorgung 
im Sinne von § 20 Abs. 1, §21 Abs. 1 bis 3 kann vor Entste-
hung der Beitragsschuld abgelöst werden. Der Betrag der 
Ablösung bestimmt sich nach der Höhe des voraussicht-
lich entstehenden Beitrags.

(2) 	Die Ablösung wird im Einzelfall zwischen dem Zweckver-
band und dem Grundstückseigentümer, Erbbauberechtig-
ten, dem Wohnungseigentümer oder dem sonst dinglich 
zur baulichen Nutzung Berechtigten vereinbart.

(3) 	Weitere, erneute und zusätzliche Beitragspflichten (§21 
Abs. 4, §§ 31 und 32) bleiben durch Vereinbarungen über 
Ablösungen des erstmaligen Abwasserbeitrages unbe-
rührt.

(4) 	Weitere, erneute und zusätzliche Beiträge können nicht ab-
gelöst werden.

§ 38
Anrechnung von Erschließungsleistungen

auf den Abwasserbeitrag

Der von Dritten gemäß § 25 Abs. 2 SächsKAG übernommene 
Erschließungsaufwand wird im nachgewiesenen beitragsfähi-
gen Umfang auf die jeweilige Teilbeitragsschuld der erschlos-
senen Grundstücke angerechnet.
 

V.   Teil – Abwassergebühren

   1. Abschnitt: Allgemeines

§ 39
Erhebungsgrundsatz

Der Zweckverband erhebt für die Benutzung der öffentlichen 
Abwasseranlagen Abwassergebühren. Sie werden erhoben für 
die Teilleistungen Schmutzwasserentsorgung, Niederschlags-
wasserentsorgung, Entsorgung abflussloser Gruben sowie 

Kleinkläranlagen, für Abwasser, das in öffentliche Abwasseran-
lagen eingeleitet wird, die nicht an ein Klärwerk angeschlossen 
sind und für sonstiges Abwasser.

§ 40
Gebührenschuldner

(1)	 Schuldner der Abwassergebühr ist der Eigentümer des 
Grundstücks, auf dem das Abwasser oder das sonstige 
Wasser anfällt, das in die öffentlichen Abwasseranlagen 
gelangt. Der Erbbauberechtigte oder der sonst dinglich 
zur baulichen Nutzung Berechtigte ist anstelle des Grund-
stückseigentümers Gebührenschuldner. Erfolgt die Einlei-
tung ohne konkreten Grundstücksbezug, ist der Einleiter 
Gebührenschuldner.

(2)	 Gebührenschuldner für die Abwassergebühr nach § 46 
Abs. 2 ist derjenige, der das Abwasser anliefert.

(3) 	Mehrere Gebührenschuldner nach Absatz 1 und 2 haften 
als Gesamtschuldner. 	 Entwässern mehrere Grundstücke 
über eine Grundstücksentwässerungsanlage, haften die 
Eigentümer dieser Grundstücke für das über diese Anla-
ge entsorgte Abwasser und sonstige Wasser als Gesamt-
schuldner.

2.    Abschnitt: Schmutzwasserentsorgung

§ 41
Gebührenmaßstab für die Schmutzwasserentsorgung

(1) 	Die Abwassergebühr für die Teilleistung Schmutzwasse-
rentsorgung wird nach der Schmutzwassermenge bemes-
sen, die auf dem an die öffentlichen Abwasseranlagen an-
geschlossenen Grundstück anfällt (§ 42 Abs. 1).

(2) 	Bei Einleitungen nach § 7 Abs. 3 bemisst sich die Abwas-
sergebühr nach der eingeleiteten Wassermenge.

 

§ 42
Abwassermenge bei der Schmutzwasserentsorgung

(1) 	In dem jeweiligen Veranlagungszeitraum (§ 50 Abs. 2) gilt 
als angefallene Abwassermenge

1.	 bei öffentlicher Wasserversorgung, der der Trinkwasse-
rentgeltberechnung zugrunde gelegte Wasserverbrauch 
im Veranlagungszeitraum,

2.	 bei nichtöffentlicher Wasserversorgung, die dieser ent-
nommenen Wassermenge,

3.	 das auf Grundstücken anfallende Niederschlagswasser, 
soweit es als Brauchwasser im Haushalt oder Betrieb 
genutzt und in die öffentliche Abwasseranlage eingelei-
tet wird,

4.	 das auf Grundstücken anfallende Abwasser, das der 
Beseitigungspflicht nicht unterliegt und das sonstige 
Wasser, soweit es in die öffentlichen Abwasseranlagen 
eingeleitet wird,

5.	 bei Großverbrauchern (über 5.000 m3 Abwasser/Mo-
nat), die im Messschacht der Einleitstelle gemessene 
Abwassermenge.

(2)		 Auf Verlangen des Zweckverbandes hat der Gebühren-
schuldner in den Fällen von Absatz 1 Nummer 2 bis 4 
geeignete, den Bestimmungen des Eichgesetzes entspre-
chende, Messeinrichtungen auf seine Kosten anzubringen 
und zu unterhalten. Der Zweckverband behält sich vor, den 
Einbau der Messeinrichtungen und die Zählerstände zu 
kontrollieren.

(3)		 Soweit die angefallene Abwassermenge nach Absatz 1 
nicht für den gesamten Veranlagungszeitraum gemessen 
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wurde, die Messeinrichtung offensichtlich falsch anzeigt 
oder die zulässige Verkehrsfreigrenze der Messeinrichtung 
überschritten ist, ist der Zweckverband zur Schätzung der 
angefallenen Abwassermenge insbesondere nach folgen-
den Maßgaben berechtigt:

1. unter Verwendung des Durchschnittsverbrauches des 
letzten fehlerfreien Ablesezeitraumes oder 

2. unter Verwendung einer Pauschale von 35 m3 pro Per-
son und Jahr. Maßgebend für die Zahl der Personen ist 
der 30. Juni des Kalenderjahres, für das die Gebühr zu 
entrichten ist.

§ 43
Absetzungen

(1) 	Nach § 42 ermittelte Wassermengen, die nachweislich 
nicht in die öffentlichen Abwasseranlagen eingeleitet wur-
den, werden auf schriftlichen Antrag des Gebührenschuld-
ners bei der Bemessung der Benutzungsgebühr für die 
Teilleistung Schmutzwasserentsorgung abgesetzt.

(2) 	Nachweis nicht eingeleiteter Wassermengen
1.	Die abzusetzende Wassermenge ist mittels gesonder-

tem Wasserzähler zu ermitteln.
2.	Für landwirtschaftliche Betriebe soll der Nachweis durch 

Messungen eines gesonderten Wasserzählers erbracht 
werden. Dabei muss gewährleistet sein, dass über die-
sen Wasserzähler nur solche Frischwassermengen ent-
nommen werden können, die in der Landwirtschaft ver-
wendet werden und deren Einleitung als Abwasser nach 
§ 6, insbesondere Abs. 2 Nr. 3 ausgeschlossen ist.

(3)	 Wird bei landwirtschaftlichen Betrieben die abzusetzende 
Wassermenge nicht durch Messungen nach Absatz 2 Nr. 2 
festgestellt, werden die nicht eingeleiteten Wassermengen 
pauschal ermittelt. Dabei gilt als nicht eingeleitete Wasser-
menge im Sinne von Absatz 1:
1.	 je Vieheinheit bei Pferden, Rindern, Schafen, Ziegen und 

Schweinen 15 m3/Jahr und
2.	 je Vieheinheit Geflügel 5 m3/Jahr.

	 Der Umrechnungsschlüssel für Tierbestände in Vieheinhei-
ten gem. § 51 des Bewertungsgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 01.02.1991 (BGBl. I S. 230), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 04.11.2016 
(BGBl. I S. 2464) in der jeweils geltenden Fassung ist ent-
sprechend anzuwenden. Für den Viehbestand ist der Stich-
tag maßgebend, nach dem sich die Erhebung der Tierseu-
chenbeiträge für das laufende Jahr richtet. Diese pauschal 
ermittelte, nicht eingeleitete Wassermenge wird von der 
gesamten verbrauchten Wassermenge im Sinne von § 42 
abgesetzt. Die danach verbleibende Wassermenge muss 
für jede für das Betriebsanwesen einwohnermeldeamtlich 
erfasste Person, die sich dort während des Veranlagungs-
zeitraumes nicht nur vorübergehend aufgehalten hat, min-
destens 30 m3/Jahr betragen. Wird dieser Wert nicht er-
reicht, ist die Absetzmenge entsprechend zu verringern.

(4)	 Anzeigen auf Absetzung nicht eingeleiteter Wassermengen 
müssen bis zum 31.01. des Jahres erfolgen, für das die 
Absetzung erfolgen soll.

(5)		 Anträge auf Absetzung nicht eingeleiteter Wassermengen 
sind bis zum 31.01. des auf die Einleitung folgenden Jahres 
zu stellen.

3. Abschnitt: Niederschlagswasserentsorgung

§ 44
Gebührenmaßstab für die 

Niederschlagswasserentsorgung

(1)	 Die Benutzungsgebühr für die Ableitung von Nieder-
schlagswasser bemisst sich nach der bebauten und befes-
tigten Grundstücksfläche, von der Niederschlagswasser in 
die öffentlichen Abwasseranlagen eingeleitet wird.

(2)		 Maßstab für die Abwassergebühr für die Teilleistung Nie-
derschlagswasserent-sorgung ist die abflusswirksame 
Grundstücksfläche. Abflusswirksame Grundstücksflächen 
sind:
1.	die gesamten Grundflächen von Gebäuden oder bauli-

chen Anlagen einschließlich der Dachüberstände,
2.	die Flächen der überdachten Terrassen, Freisitze o. ä.,
3.	die Flächen, die mit einem wasserundurchlässigen oder 

teilweise wasserundurchlässigen Belag oder einer Über-
dachung versehen sind,

4.	die sonstigen regelmäßig entwässerten Flächen, 

soweit von diesen Flächen Niederschlagswasser in die öffent-
lichen Abwasseranlagen gelangt.

§ 45
Ermittlung der abflusswirksamen Grundstücksfläche

(1) 		Die abflusswirksame Grundstücksfläche errechnet sich 
durch Vervielfachen der auf volle Quadratmeter abgerech-
neten bebauten und befestigten Flächen mit den Abfluss-
faktoren (Abs. 2). Bebaut und befestigt im Sinne dieser 
Vorschrift ist jeder Teil der Grundstücksfläche, dessen 
Oberfläche so beschaffen ist, dass Niederschlagswasser 
vom Erdreich nicht oder nicht vollständig aufgenommen 
werden kann, soweit von diesen Flächen Niederschlags-
wasser in die öffentlichen Abwasseranlagen gelangt.

(2)	 Die abflusswirksame Grundstücksfläche berücksichtigt die 
unterschiedlichen Grade der Wasserdurchlässigkeit der 
einzelnen Versiegelungsarten mit folgenden Abflussfakto-
ren:

1. 	 Dächer:
1.1.	 Standarddach (flach oder geneigt)		�   1,0
1.2.	 Gründach und Grünüberdeckung mit einer
	 Aufbauhöhe von 10 bis 30 cm		�   0,5
1.3.	 Gründach und Grünüberdeckung mit einer
	 Aufbauhöhe von mehr als 30 cm		�   0,2
1.4.	 Kiesdächer				�     0,5
2.	 Befestigte Flächen:
2.1.	 Asphalt, Beton				�     1,0
2.2.	 Pflaster, Platten, Verbundsteine		�   0,6
2.3.	 Kies, Schotter, Rasengittersteine oder
	 vergleichbar wasserdurchlässige Materialien	� 0,2
3. 	 Versickerungsanlagen
	 Mulden/Mulden – Rigolen – Systeme mit
	 Überlauf und Anschluss an die öffentlichen
	 Abwasseranlagen und einem Stauraumvermögen
	 von 2,0 cbm je 100 qm angeschlossener Fläche � 0,2
4.	 Andere Versiegelungsarten:
	 Für bebaute und befestigte Flächen anderer
	 Art gilt derjenige Faktor, der der in Ziffer 
	 1 bis 3 genannten Versiegelungsart bezüglich
	 seiner Wasserdurchlässigkeit am nächsten kommt.
5.	 Dachflächen, deren Niederschlagswasser während
	 der Vegetationszeit zu Bewässerungszwecken in 
	 Regentonnen aufgefangen werden, werden mit 42 % 
	 der nach Ziffer 1 ermittelten Fläche herangezogen.

(3)		 Maßgebend für die Berechnung der abflusswirksamen 
Grundstücksfläche ist der Zustand des Grundstücks zu 
Beginn des Veranlagungszeitraumes; bei erstmaliger Ent-
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stehung der Gebührenpflicht gilt der Zustand zum Zeit-
punkt des Beginns des Benutzungsverhältnisses. Ände-
rungen der abflusswirksamen Grundstücksfläche werden 
nach Anzeige des Grundstückseigentümers oder der sons-
tigen nach § 3 Abs. 1 Verpflichteten zum Beginn des auf die 
Anzeige folgenden Monats jahresanteilig berücksichtigt.

4. Abschnitt: Dezentrale Entsorgung

§ 46
 Gebührenmaßstab für dezentrale Anlagen

(1)	 Für Abwasser, das aus abflusslosen Gruben oder Klein-
kläranlagen entnommen wird (§ 1 Abs. 2), bemisst sich die 
Abwassergebühr nach der Menge des entnommenen Ab-
wassers.

(2) 	Wird Abwasser zu einer öffentlichen Abwasserbehand-
lungsanlage gebracht, bemisst sich die Abwassergebühr 
nach der Menge des angelieferten Abwassers.

(3)		 Für Schmutzwasser, das in öffentliche Abwasseranlagen 
eingeleitet wird, die nicht an ein Klärwerk angeschlossen 
sind, bemisst sich die Abwassergebühr nach der entspre-
chend §§ 42 und 43 ermittelten Abwassermenge. Dies gilt 
auch für Überläufe von Kleinkläranlagen, die in einen in 
Satz 1 genannten öffentlichen Kanal entwässern.

5.   Abschnitt: Abwassergebühren

§ 47
Höhe der Abwassergebühren

(1) 	Für die Teilleistung Schmutzwasserentsorgung gemäß § 41 
beträgt die Gebühr für Abwasser, das in öffentliche Kanäle 
eingeleitet und durch ein Klärwerk gereinigt wird  2,39 € je 
Kubikmeter Abwasser.

(2) 	Für die Teilleistung Niederschlagswasserentsorgung ge-
mäß § 44 beträgt die Gebühr für Abwasser, das in öffent-
liche Kanäle eingeleitet wird  0,82 €  je Quadratmeter ab-
flusswirksamer Fläche und Jahr.

(3)	 Für die Teilleistung Entsorgung von abflusslosen Gru-
ben beträgt die Gebühr wenn dieses Abwasser von dem 
Zweckverband gemäß § 46 Abs. 1 abgeholt wird  20,01 €je 
Kubikmeter Abwasser.

(4) 	Für die Teilleistung Entsorgung von Kleinkläranlagen be-
trägt die Gebühr
1.	 wenn dieses Abwasser von dem Zweckverband gemäß 

§ 46 Abs. 1 abgeholt wird  26,79 €  je Kubikmeter Ab-
wasser,

2.	 im Falle des § 46 Abs. 3 S. 2 für das Überlaufwasser aus 
Kleinkläranlagen  0,72 €  je Kubikmeter Schmutzwasser.

(5)	 Für die Teilleistung der Einleitung von Abwasser in öf-
fentliche Abwasseranlagen, die gemäß § 46 Abs. 3, S. 1 
nicht an ein Klärwerk angeschlossen sind, beträgt Gebühr   
0,72 €  je Kubikmeter Abwasser.

6. Abschnitt: Starkverschmutzer

§ 48
Starkverschmutzerzuschläge

(1)	 Mit Einleitern, die über das normale Maß verschmutzte Ab-
wässer (900 mg CSB) einleiten, sind gesonderte Verträge 
abzuschließen (Einleiterverträge). 

(2)	 In den Einleiterverträgen sind insbesondere Regelungen 
über

-	 Verschmutzungswerte und Messungen
-	 Starkverschmutzerzuschläge
-	 Abrechnungsmethoden
festzuschreiben.

(3)		 Überschreitet das in die häuslichen Abwasseranlagen 
der öffentlichen Einrichtung   (§ 1 Abs. 1) eingeleitete die 
nachfolgend festgelegten Werte (stark verschmutztes Ab-
wasser), erhöht sich der Gebührensatz der Teilleistung 
Schmutzwasserentsorgung gemäß § 41 entsprechend der 
stärkeren Verschmutzung wie folgt:

1.	 Bei Abwasser mit einer Konzentration an chemisch oxi-
dierbaren Stoffen, gemessen am chemischen Sauer-
stoffbedarf (CSB) von 901 mg/l bis 1800 mg/l um

11,46 % 

2.	 für jede weitere angefangene 900 mg/l um jeweils  
weitere

11,46 %

§ 49
Verschmutzungswerte

(1) 	Sofern nichts anderes vereinbart wurde, werden die Ver-
schmutzungswerte von stark verschmutztem Abwasser 
durch den Zweckverband nach mittleren Verschmutzungs-
werten festgesetzt. Dabei werden die Verschmutzungswer-
te zugrunde gelegt, die sich aus dem arithmetischen Mit-
tel von mindestens 4 Abwasseruntersuchungen ergeben. 
Die Abwasseruntersuchungen werden vom Zweckverband 
innerhalb des Veranlagungszeitraumes in einem Abstand 
von mindestens 4 Wochen durchgeführt.

(2)	 Für die Abwasseruntersuchungen nach Absatz 1 werden 
vom Zweckverband an jeder Einleitungsstelle qualifizierte 
Stichproben entnommen. Dies entspricht einer Abwasser-
mischung aus mindestens fünf, höchstens 24 Stichproben. 
Die Stichproben sind im Abstand von nicht weniger als 
zwei Minuten und nicht mehr als 12 Stunden zu entneh-
men.

(3) 	Den Werten nach Absatz 1 liegen folgende Analyseverfah-
ren zugrunde:

Chemisch-oxidierbare Stoffe: chemischer Sauerstoff-
bedarf (CSB) DIN 38 409 H 41 (in der jeweils gültigen 
Fassung).

	 Der Gebührenschuldner ist verpflichtet, dem Zweckver-
band mitzuteilen, ob in den Abwasserproben anorganische 
Verbindungen, die unter Reaktionsbedingungen oxidiert 
werden, zu erwarten sind. Diese sind separat zu bestim-
men und in Abzug zu bringen. Die Verschmutzungswerte 
beziehen sich auf Untersuchungen von Abwasser im nach 
zwei Stunden gesetzten Zustand.

7. Abschnitt: Gebührenschuld

§ 50
Entstehung und Fälligkeit der Gebührenschuld,

Veranlagungszeitraum

(1)	 Die Pflicht des Gebührenschuldners Gebühren zu entrich-
ten, entsteht jeweils zu Beginn des Kalenderjahres. Frü-
hestens entsteht sie jedoch mit der Inbetriebnahme der 
Grundstücksentwässerungsanlagen oder dem Beginn der 
tatsächlichen Nutzung oder der Einleitung von stark ver-
schmutztem Abwasser. Bei einem Wechsel des Gebüh-
renschuldners (§ 40 Absatz 1) geht die Gebührenpflicht ab 
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dem der Rechtsänderung folgenden Monat auf den neuen 
Gebührenschuldner über. Maßgebend ist die Rechtsände-
rung im Grundbuch. Ersatzweise gilt die Erklärung des Ei-
gentumswechsels durch Verpflichtungserklärung.

(2)	 Die Gebührenschuld entsteht in den Fällen des § 47 Abs. 1, 
2, 4 Nr. 2 und 5 und des § 48 jeweils zum Ende eines Kalen-
derjahres für das jeweilige Kalenderjahr. Veranlagungszeit-
raum ist das Kalenderjahr, mindestens jedoch der Zeitraum 
ab Entstehung der Gebührenpflicht nach Absatz 1 Satz 2 
bis zum Ende des Kalenderjahres.

	 Bei einem Wechsel des Gebührenschuldners (§ 40 Absatz 
1) entsteht die Gebührenschuld des bisherigen Gebühren-
schuldners bereits mit Übergang der Gebührenpflicht nach 
Absatz 1 Satz 3 bis 5. Veranlagungszeitraum ist für den 
bisherigen Gebührenschuldner der Zeitraum ab Beginn 
des Kalenderjahres bis zum der Rechtsänderung folgen-
den Monat und für den neuen Gebührenschuldner ab dem 
der Rechtsänderung folgenden Monat bis zum Ende des 
Kalenderjahres.

(3)	 In den Fällen des § 47 Abs. 3, 4 Nr. 1 entsteht die Gebüh-
renschuld mit der Erbringung der Leistung bzw. Anliefe-
rung des Abwassers.

(4)	 Die Abwassergebühren sind 
1.	 in den Fällen des § 47 Abs. 1, Abs. 4 Nr. 2 und 5 zwei 

Wochen nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides 
zur Zahlung fällig.

2.	 in den Fällen des § 47 Abs. 2 vier Wochen nach Be-
kanntgabe des Gebührenbescheides zur Zahlung fällig.

3.	 in den Fällen des § 47 Abs. 3 und Abs. 4 Nr. 1 wird die 
Gebühr mit der Aufforderung fällig.

(5)	 Bei Großverbrauchern (über 5.000 m3 Abwasser/Monat) 
entsteht die Gebührenschuld für die Fälle des § 47 Abs. 1 
und 5 und des § 48 jeweils zum Ende eines Kalendermo-
nats für den jeweiligen Kalendermonat. Abs. 3 und 4 gelten 
entsprechend.

§ 51
Vorauszahlungen

(1) 	In den Mitgliedsgemeinden Eilenburg, Doberschütz, 
Zschepplin mit den Ortsteilen Naundorf, Rödgen, Steu-
beln, Krippehna, Zschepplin und Noitzsch sind Voraus-
zahlungen auf die voraussichtliche Gebührenschuld nach 
§ 47 Abs. 1, 4 Nr. 2 und 5 zum 1.04.; 1.06.; 1.08.; 1.10. und 
1.12. eines jeden Jahres zu leisten. Der Vorauszahlung ist 
jeweils ein Fünftel der Abwassermenge des Vorjahres zu-
grunde zu legen.

(2)	 In der Gemeinde Krostitz sind zum letzten Werktag der Mo-
nate Februar bis Dezember eines jeden Jahres monatlich 
auf die voraussichtliche Gebührenschuld nach § 47 Abs. 
1, 4 Nr. 2 und 5 Vorauszahlungen zu leisten. Der Voraus-
zahlung ist jeweils ein Zwölftel der Abwassermenge des 
Vorjahres zugrunde zu legen.

(3)	 Fehlt eine Vorjahresabrechnung oder bezieht sich diese 
nicht auf ein volles Kalenderjahr, wird die voraussichtliche 
Abwassermenge geschätzt. Ändert sich die Gebührenhö-
he, so wird die Vorauszahlung anteilig angepasst. 

VI. Teil – Anzeigepflicht, Anordnungsbefugnis, Haftung, 
Ordnungswidrigkeiten

§ 52
Anzeigepflichten

(1)		 Binnen eines Monats haben der Grundstückseigentümer, 
der Erbbauberechtigte und 	 der sonst dinglich zur 
baulichen Nutzung Berechtigte dem Zweckverband 	
anzuzeigen:

1.	 jede Änderung der Eigentumsverhältnisse und sons-
tigen dinglichen Nutzungsverhältnisse (Änderung des 
Gebührenschuldners nach § 40) an einem an die öffent-
liche Abwasserbeseitigung angeschlossenen Grund-
stück; Die Anzeigepflicht obliegt dem bisherigen und 
dem neuen Eigentümer, dinglich Berechtigten bzw. Ge-
bührenschuldner. Mit der Anzeige über den Wechsel ist 
auch der dort vereinbarte oder abgelesene Wasserzäh-
lerstand mitzuteilen.

2.	die bei Inkrafttreten dieser Satzung vorhandenen ab-
flusslosen Gruben und Kleinkläranlagen mit Typ, Baujahr 
und Größe des Faul- bzw. Sammelraumes, soweit dies 
noch nicht geschehen ist, 

3.	Vergrößerungen oder Verkleinerungen der versiegelten 
Grundstücksflächen oder Änderungen der Versiege-
lungsart, soweit das Grundstück niederschlagswasse-
rentsorgt wird, 

4.	die versiegelte Grundstücksfläche, sobald der Zweck-
verband den Grundstückseigentümer dazu auffordert, 

5.	die Inbetriebnahme einer Grundstückskläranlage,
6.	die Änderung des Namens oder der Postanschrift des 

Beitrags- oder Gebührenschuldners oder seines Vertre-
ters,

7.	die Erweiterung oder Änderung der Nutzung des Grund-
stücks, soweit sich dadurch die Bemessung oder Erhe-
bung der Gebühren und/oder Beiträge ändert oder än-
dern kann.

(2)		 Binnen eines Monats nach Ablauf des  Veranlagungszeit-
raumes hat der Gebührenpflichtige dem Zweckverband 
anzuzeigen: 
1.	die Menge des Wasserverbrauchs aus einer nichtöffent-

lichen Wasserversorgungsanlage (§ 42 Abs. 1 Nr. 2),
2.	die Menge des anfallenden Abwassers, das der Besei-

tigungspflicht nicht unterliegt und des sonstigen Was-
sers, soweit es in die öffentlichen Abwasseranlagen ein-
geleitet wird bzw. werden soll (§ 42 Abs. 1 Nr. 4) und 

3.	die Menge des auf dem Grundstück gesammelten und 
als Brauchwasser verwendeten Niederschlagswassers 
(§ 42 Abs. 1 Nr. 3). 

(3)		 Unverzüglich haben der Grundstückseigentümer und die 
sonst zur Nutzung eines Grundstücks oder einer Wohnung 
berechtigten Personen dem Zweckverband mitzuteilen:

1.	Änderungen der Beschaffenheit, der Menge und des 
zeitlichen Anfalls des Abwassers,

2.	wenn gefährliche oder schädliche Stoffe in die öffentli-
chen Abwasseranlagen gelangen oder damit zu rechnen 
ist,

3.	den Einbau und Wechsel von Messeinrichtungen nach § 
42 Abs. 1 Nr. 2,

4.	den Entleerungsbedarf der abflusslosen Gruben und 
Kleinkläranlagen,

5.	die Ergebnisse der Wartung der Grundstückskleinklär-
anlagen, sobald der Zweckverband dazu auffordert,

6.	Betriebsstörungen, Außerbetriebnahmen und ähnliche 
Störungen im Betrieb der Grundstückskläranlagen, die 
eine Nichteinhaltung der erforderlichen Reinigungsleis-
tung besorgen lassen;

7.	der Anfall von Schmutzwasser, das einen Verschmut-
zungsgrad annimmt, der einen erhöhten Gebührensatz 
auslösen kann (§ 48 Abs. 3),

8.	wenn bei Großeinleitern mit einer jährlichen Schmutz-
wassermenge von mehr als 5.000 m³ zu erwarten ist, 
dass sich im Verlaufe des Veranlagungszeitraumes die 
Abwassermenge gegenüber dem vorangegangenen 
Veranlagungszeitraum um mehr als 30 % erhöhen oder 
verringern wird. (ggf. ändern oder streichen)

(4)		 Wird eine private Grundstücksentwässerungsanlage, auch 
nur vorübergehend außer Betrieb gesetzt, hat der Grund-
stückseigentümer diese Absicht so frühzeitig mitzuteilen, 
dass der Anschlusskanal rechtzeitig verschlossen oder be-
seitigt werden kann.
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§ 53
Haftung des Zweckverbandes

(1) 	Werden die öffentlichen Abwasseranlagen durch Betriebs-
störungen, die der Zweckverband nicht zu vertreten hat, 
vorübergehend ganz oder teilweise außer Betrieb gesetzt 
oder treten Mängel oder Schäden auf, die durch Rückstau 
infolge von Naturereignissen, wie Hochwasser, Starkregen 
oder Schneeschmelze oder durch Hemmungen im Abwas-
serablauf verursacht sind, so erwächst daraus kein An-
spruch auf Schadenersatz. Ein Anspruch auf Ermäßigung 
oder auf Erlass von Beiträgen oder Gebühren entsteht in 
keinem Fall.

(2) 	Die Verpflichtung des Grundstückseigentümers zur Siche-
rung gegen Rückstau (§ 17) bleibt unberührt.

(3) 	Im Übrigen haftet der Zweckverband nur für Vorsatz oder 
grobe Fahrlässigkeit.

(4) 	Eine Haftung nach den Vorschriften des Haftpflichtgeset-
zes bzw. des Gesetzes über die Vermeidung und Sanie-
rung von Umweltschäden (Umweltschadensgesetz) bleibt 
unberührt.

§ 54
Anordnungsbefugnis, Haftung der Benutzer

(1) 	Der Zweckverband kann nach pflichtgemäßem Ermessen 
die notwendigen Maßnahmen im Einzelfall anordnen, um 
rechtswidrige Zustände zu beseitigen, die unter Verstoß 
gegen Bestimmungen dieser Satzung herbeigeführt wor-
den oder entstanden sind. Er kann insbesondere Maß-
nahmen anordnen, um drohende Beeinträchtigungen öf-
fentlicher Abwasseranlagen zu verhindern und um deren 
Funktionsfähigkeit aufrecht zu erhalten. Dies gilt ebenso für 
Maßnahmen um eingetretene Beeinträchtigungen zu mini-
mieren und zu beenden, sowie um die Funktionsfähigkeit 
der Abwasseranlagen wiederherzustellen.

(2)	 Der Grundstückseigentümer und die sonstigen Benut-
zer haften für schuldhaft verursachte Schäden, die infol-
ge einer unsachgemäßen oder den Bestimmungen dieser 
Satzung widersprechenden Benutzung oder infolge eines 
mangelhaften Zustands der Grundstücksentwässerungs-
anlagen entstehen. Sie haben den Zweckverband von 
Ersatzansprüchen Dritter freizustellen, die wegen solcher 
Schäden geltend gemacht werden. Gehen derartige Schä-
den auf mehrere private Grundstücksentwässerungsanla-
gen zurück, so haften deren Eigentümer oder Benutzer als 
Gesamtschuldner.

§ 55
Ordnungswidrigkeiten

(1) 	Ordnungswidrig im Sinne von § 124 Abs. 1 SächsGemO 
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1.	 entgegen § 3 Abs. 1 das Abwasser nicht dem Zweck-

verband überlässt,
2.	 entgegen § 6 Abs. 1 bis 3 von der Einleitung ausge-

schlossene Abwässer oder Stoffe in die öffentlichen 
Abwasseranlagen einleitet oder die vorgeschriebenen 
Grenzwerte für einleitbares Abwasser nicht einhält,

3.	 entgegen § 7 Abs. 1 Abwasser ohne Behandlung, 
Drosselung oder Speicherung in öffentliche Abwas-
seranlagen einleitet,

4.	 entgegen einer auf Grundlage von § 7 Abs. 2 Satz 1 
und Satz 2 erlassenen Regelung Abwasser einleitet

5.	 entgegen § 7 Abs. 3 sonstiges Wasser oder Abwas-
ser, das der Beseitigungspflicht nicht unterliegt, ohne 
besondere Genehmigung des Zweckverbandes in öf-
fentliche Abwasseranlagen einleitet,

6.	 entgegen § 12 Abs. 1 einen vorläufigen oder vorüber-
gehenden Anschluss nicht von dem Zweckverband 

herstellen lässt,
7.	 entgegen § 13 Abs. 1 einen Anschluss an die öffent-

lichen Abwasseranlagen ohne schriftliche Genehmi-
gung des Zweckverbandes herstellt, benutzt oder än-
dert,

8.	 die private Grundstücksentwässerungsanlage nicht 
nach den Vorschriften des § 14 und § 15 Abs. 3 Satz 2 
und 3 herstellt,

9.	 die Verbindung der Grundstücksentwässerungsanla-
ge mit der öffentlichen Abwasseranlage nicht nach § 
15 Abs. 3 Satz 1 im Einvernehmen mit dem Zweckver-
band herstellt,

10.	 entgegen § 16 Abs. 1 die notwendige Entleerung und 
Reinigung der Abscheider nicht rechtzeitig vornimmt,

11.	 entgegen § 16 Abs. 3 Zerkleinerungsgeräte oder ähnli-
che Geräte an eine Grundstücksentwässerungsanlage 
anschließt,

12.	 entgegen § 18 Abs. 1 die Grundstücksentwässe-
rungsanlage vor Abnahme in Betrieb nimmt,

13.	 entgegen § 52 seinen Anzeige- und Auskunftspflich-
ten gegenüber dem Zweckverband nicht, nicht richtig 
oder nicht rechtzeitig nachkommt,

14.	 dezentrale Anlagen entgegen § 19 betreibt, Betriebs-
tagebuch, Wartungs- und Entsorgungsnachweise 
nicht, nicht rechtzeitig oder nicht vollständig vorlegt.

(2) 	Ordnungswidrig im Sinne von § 6 Abs. 2 Nr. 2 SächsKAG 
handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig seinen Anzeige- 
und Auskunftspflichten nach § 52 nicht, nicht richtig oder 
nicht rechtzeitig nachkommt.

(3)	 Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von bis zu 
10.000,- € geahndet werden. 

(4) 	Die Vorschriften des Sächsischen Verwaltungsvollstre-
ckungsgesetzes (SächsVwVG) bleiben unberührt.

VII. Teil – Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 56
Unklare Rechtsverhältnisse

Bei Grundstücken, die im Grundbuch noch als Eigentum des 
Volkes eingetragen sind, tritt an die Stelle des Grundstücks-
eigentümers nach den Vorschriften dieser Satzung der Verfü-
gungsberechtigte im Sinne von § 8 Abs. 1 des Gesetzes über 
die Feststellung der Zuordnung von ehemals volkseigenem 
Vermögen (Vermögenszuordnungsgesetz - VZOG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 29. März 1994 (BGBl. I, S. 709) 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19.04.2006 
(BGBl. I S. 866) in der jeweils geltenden Fassung.

§ 57
In-Kraft-Treten

(1) 	Soweit Abgabenansprüche nach dem bisherigen Sat-
zungsrecht aufgrund des SächsKAG oder des Vorschaltge-
setzes Kommunalfinanzen bereits entstanden sind, gelten 
anstelle dieser Satzung, die Satzungsbestimmungen, die 
im Zeitpunkt des Entstehens der Abgabenschuld gegolten 
haben.

(2) 	Diese Satzung tritt am 01.01.2018 in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Abwassersatzung vom 12.11.2014 außer Kraft.

Hinweis nach § 4 Abs. 4 Satz 4 SächsGemO: 

Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften zustande gekommen sind, ein Jahr nach 
ihrer Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande 
gekommen.
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Dies gilt nicht, wenn

1.	 die Ausfertigung dieser Satzungen nicht oder fehler-
haft erfolgt ist,

2.	 die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, 
Genehmigung oder Bekanntmachung der Satzung 
verletzt worden sind,

3.	 der Verbandsvorsitzende dem Beschluss nach § 52 
Abs. 2 wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen hat,

4.	 vor Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO ge-
nannten Frist

a)	 die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss bean-
standet hat oder

b)	 die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrift 
gegenüber der Gemeinde unter Bezeichnung des 
Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, 
schriftlich geltend gemacht worden ist.

Ist eine Verletzung nach den Ziffern 3 oder 4 geltend gemacht 
worden, so kann auch nach Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 
SächsGemO genannten Frist jedermann die Verletzung gel-
tend machen. 

Eilenburg, 19. 10. 2017

Öffentliche Bekanntmachung
des Abwasserzweckverbandes 

„Mittlere Mulde“

Einladung
Die öffentliche Verbandsversammlung des Abwasserzweck-
verbandes „Mittlere Mulde“ findet am

Donnerstag, 30. November 2017 – 15.00 Uhr     

im Versammlungsraum am Maxim-Gorki-Platz 1, in den 
Räumen des AZV, Zimmer 2.01, statt.

Tagesordnung:

1.	 Beratung und Beschluss der Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2018                     

  
2.	 Beratung und Beschluss zur Vergabe von Stromlieferleis-

tungen
 
3.	 Beratung und Beschluss zur Vergabe des Auftrages Klär-

schlammentsorgung

4.	 Beschluss zur Feststellung der Jahresrechnung 2016

5.	 Beratung und Beschluss zur Erneuerung der Schlamment-
wässerung

6.	 Sonstiges 

S c h e l e r
Verbandsvorsitzender

die Verbandsversammlung 5/2017 des AZV Delitzsch findet 
am 16.11.2017 um 16:00 Uhr im Rathaus Delitzsch, 
Ratszimmer 105 statt. 

Tagesordnung:

TOP 1: 	Begrüßung, Feststellung der Beschlussfähigkeit, Pro-
tokollkontrolle

TOP 2: 	Beratung der Beschlüsse für die Verbandsversamm-
lung am 16.11.2017

2.1/5/17	 Satzung zum Wirtschaftsplan 2018
2.2/5/17	 Organisationsstruktur des AZV Delitzsch
2.3/5/17	 Stromliefervertrag Kläranlage Delitzsch	
			 

TOP 3: 	Sonstiges	 Übersicht Zinsderivat

Es schließt sich eine nichtöffentliche Sitzung an.
			 
Mit freundlichen Grüßen
Abwasserzweckverband Delitzsch

Möller
Verbandsvorsitzende

Der Abwasserzweckverband Delitzsch teilt mit:
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Tag der offenen Tür

Am 30.11.2017 von  09:00 bis 17:00 Uhr können sich im  BSZ 
Eilenburg  interessierte Besucher über eine Berufsausbildung 
informieren. Fachkabinette und Unterrichtsräume können an 
diesem Tage besichtigt werden und Lehrkräfte sowie Auszu-
bildende stehen gern für  Fragen zur Verfügung. Am gleichen 
Tage findet erstmalig ein kleiner Adventsmarkt statt.
Über  folgende Ausbildungsgänge wird informiert:
Hochbaufacharbeiter, Hochbaufacharbeiter (gestreckt), Mau-
rer, Betonfertigteilbauer, Werksteinhersteller,  Anlagenmechani-
ker  SHK, Verfahrensmechaniker,  Kraftfahrzeugmechatroniker, 
Schornsteinfeger, Heilerziehungspfleger, Erzieher, Sozialassis-
tent, Altenpfleger, Krankenpflegehelfer sowie die Fachober-
schule und das Berufsvorbereitungsjahr.

      Veranstaltungsplan November 2017
Jeden Montag und Mittwoch finden in der 

Zeit von 14.00 – 16.00 Uhr
bei uns bzw. mit uns verschiedene 

Veranstaltungen statt 

15.11.2017	 „Kaffee und Kuchen“ 

29.11.2017	 „Schlachtfest“  

Jeden  Montag trifft sich unsere Handarbeitsgruppe in un-
seren Räumen von 14.00 – bis ca. 17.00 Uhr – Jeder ist will-
kommen

Weitere Veranstaltungen im Internet unter:   
www.seniorenzentrum-torgau.de

 

„Vogelgeschichten und mehr …“ 
unterhaltsamer Bildervortrag

mit Harald Lehnert

Am Sonntag, dem 12. November 2017, um 14:30 Uhr findet 
in der Kleinen Galerie des Torgauer Kunst- und Kulturvereins 
„Johann Kentmann“ e. V., in der Pfarrstraße 3, ein Vortrag der 
besonderen Art statt. Es sind Beobachtungen des Hobby-Fo-
tografen Harald Lehnert, der sich vor reichlich eineinhalb Jah-
ren auf den Weg machte, Vögel im Alltag und in besonderen 
Situationen abzubilden und das bis heute verfolgt. Die Sache 
entwickelte eine ungeahnte Dynamik. Mit einer einfachen Foto-
kamera, ohne besonderen Aufwand, oft allein in Feld und Flur, 
an Orten, die er in seinen 67 Lebensjahren noch nie in Augen-
schein genommen hat. Was tun mit der inzwischen beträchtli-
chen Anzahl an Bildern mancherlei Inhalts, Vögel, Schmetter-
linge, Libellen und auch Landschaften. Die Idee war, solche 
Sequenzen in Videos mit Musik, Geräuschen und humorigen 
Texten zu unterlegen und daraus Vogelgeschichten und ande-
re Inhalte zu gestalten. Nicht die trockenen Bebilderungen mit 
Erklärungen, die jeder in Büchern selbst nachlesen kann, son-
dern Handlungen zu gestalten oder Botschaften zu vermitteln. 
So kann man gespannt sein, Dinge ganz anders zu sehen. Die 
Freude wird mit Sicherheit beiderseits sein. So soll es eine un-
terhaltsame Stunde werden, die hoffentlich viele Interessenten 
finden wird. Um Voranmeldung zu diesem Vortrag wird gebe-
ten unter 03421 713583 oder direkt in der Kleinen Galerie. 

Verschiedenes  

 
      Veranstaltungsplan November 2017 

Jeden Montag und Mittwoch finden in der Zeit von 14.00 – 16.00 Uhr 
bei uns bzw. mit uns verschiedene Veranstaltungen statt  

 
 
15.11.2017 „Kaffee und Kuchen“  
 
29.11.2017 „Schlachtfest“   
 
 
Jeden  Montag trifft sich unsere Handarbeitsgruppe in unseren Räumen 

von 14.00 – bis ca. 17.00 Uhr – Jeder ist willkommen 
 

 
     Weitere Veranstaltungen im Internet unter:   www.seniorenzentrum-torgau.de 
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      Aktuelle Termine beim FIT e.V. 
im November 2017 

Frauenfrühstück

Am Di, 14.11.2017: 	 Regionale Herbstküche ist leicht und 
ab 10:00 Uhr	 gesund. Wir kochen 
	 Gerichte mit Kürbis, Zucchini 
	 und Karotten!
	 Ein Kostenbeitrag wird erhoben.

Am Di, 28.11.2017: Besuch der Weihnachtsausstellung 
ab 10:00 Uhr	 in Torgau.
	 „Durcheinander im Land der 
	 Märchen!“ In der Wintergrüne 5
	 im Museum, danach gehen wir 
	 gemeinsam zum „Kaffee unter den 
	 Linden“ Mittagessen.

Frauengruppe „Kontakt“

Am Mo, 20.11.2017:	 Wir basteln für uns Weihnachtskränze 
15:00 Uhr	 und anderes.
	 Treffpunkt in TG-NW im Stadtteiltreff.

Kindergruppe „Sonnenstrahl“

Am Mo, 13.11.2017: 	Wir backen mit den Kindern leckere 
ab 16:00 Uhr	 Schoko Muffin.
   	 Treffpunkt in TG-NW im Stadtteiltreff.

Am Mo, 27.11.2017: 	Lampionumzug und Laternenfest, 
ab 16:00 Uhr	 Kinder bringen das Licht.
   	 Treffpunkt in TG-NW im Stadtteiltreff.

Achtung: NEU

Mo,20.11.2017	 Ausflugsziel: Kulturbastion Torgau, 
um 14:30 Uhr	 Straße der Jugend 14b.
	 Treffpunkt im Kinosaal.

Mit freundlichen Grüßen
Marion Kanitz

Fraueninitiative Torgau
www.fit-torgau.de 

 

 

 
 
 
 
 
Die nächsten DRK-Blutspendetermine im November 2017 
 
Datum Spendelokal von - bis 
Sa 18.11.2017 Doberschütz, Freiw. Feuerwehr, Eilenburger Chaussee 12 09:00 - 13:00 
Fr 24.11.2017 Belgern, Bürgersaal, Markt 10 15:00 - 18:00 
Do 30.11.2017 Löbnitz, Begegnungszentrum, Neue Straße/Feuerwehrhaus 15:00 - 19:00 
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Sa 18.11.2017 Doberschütz, Freiw. Feuerwehr, Eilenburger Chaussee 12 09:00 - 13:00 
Fr 24.11.2017 Belgern, Bürgersaal, Markt 10 15:00 - 18:00 
Do 30.11.2017 Löbnitz, Begegnungszentrum, Neue Straße/Feuerwehrhaus 15:00 - 19:00 

 
 
 
 
 
 
 
 


